Gesetz- und Verordnungsblatt

fiir das Land Brandenburg
Teil I — Gesetze

26. Jahrgang Potsdam, den 25. Miirz 2015 Nummer 8

Geschiftsordnung des Landtages Brandenburg

Vom 24. Mirz 2015

Der Landtag Brandenburg gibt sich gemél Artikel 68 der Verfassung des Landes Brandenburg folgende Geschéfts-
ordnung:
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Abschnitt 1

Konstituierung des Landtages

§1

Einberufung nach der Neuwahl

Die Présidentin des bisherigen Landtages beruft die Mitglieder des Landtages zur konstituierenden Sitzung des Land-
tages ein.

§2
Konstituierende Sitzung
(1) Die konstituierende Sitzung des Landtages wird bis zur Wahl der Prisidentin von dem éltesten anwesenden
Mitglied des Landtages geleitet, das bereit ist, diese Aufgabe zu iibernehmen; es iibertrdgt zwei Mitgliedern des

Landtages vorldufig die Aufabe der Schriftfiihrung.

(2) Die konstituierende Sitzung beginnt mit dem Namensaufruf der Mitglieder des Landtages.

Abschnitt 2
Die Mitglieder des Landtages

§3

Teilnahme an Sitzungen
(1) Die Mitglieder des Landtages sind grundsétzlich verpflichtet, an den Sitzungen des Landtages teilzunehmen.
Wer nicht oder nicht rechtzeitig an der Sitzung teilnehmen kann, hat dies der Prasidentin vor der Sitzung unter Anga-

be des Grundes anzuzeigen.

(2) Fiir die Sitzungen des Landtages, des Présidiums, der Ausschiisse und der sonstigen parlamentarischen Gre-
mien werden Anwesenheitslisten ausgelegt, in die sich jedes Mitglied personlich einzutragen hat.

(3) Die Anwesenheitslisten zu Landtagssitzungen werden den Plenarprotokollen als Anlagen beigefiigt.

§4
Ausweis der Mitglieder des Landtages und Angaben fiir die amtliche Veroffentlichung

(1) Die Mitglieder des Landtages erhalten fiir die Dauer ihrer Zugehérigkeit zum Landtag einen Ausweis iiber ihre
Mitgliedschaft.

(2) Notwendige Angaben fiir die amtliche Verdffentlichung des Landtages sind gemél § 26 des Abgeordnetenge-
setzes zu machen.

§5

Pliitze der Mitglieder des Landtages im Plenarsaal

Die Plétze der Mitglieder des Landtages im Plenarsaal bestimmt das Préasidium.
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§6
Akteneinsicht

(1) Die Mitglieder des Landtages sind berechtigt, alle Akten und Unterlagen einzusehen, die sich in der Verwah-
rung des Landtages befinden, soweit nicht gesetzliche Vorschriften dem entgegenstehen.

(2) Die Einsichtnahme in Verwaltungsvorginge, die das einzelne Mitglied des Landtages personlich betreffen, ist
nur diesem gestattet.

§7

Geheim- und Datenschutz

Die Verschlusssachenordnung (Anlage 5) des Landtages regelt die Behandlung aller Angelegenheiten, die durch
besondere SicherungsmaBinahmen gegen die Kenntnisnahme durch Unbefugte geschiitzt werden miissen. Der Land-
tag erldsst unter Berlicksichtigung seiner verfassungsrechtlichen Stellung und der Grundsétze des Brandenburgischen
Datenschutzgesetzes eine Datenschutzordnung (Anlage 4). Die Einsichtnahme in Ausschussprotokolle richtet sich
nach Anlage 11.

Abschnitt 3

Fraktionen und Gruppen

§8

Fraktionen und Gruppen

(1) Die Rechtsstellung der Fraktionen richtet sich nach dem Fraktionsgesetz. Die Konstituierung der Fraktionen
kann bereits vor Konstituierung des Landtages stattfinden. Diese ist bis zur Konstituierung des Landtages schwebend
unwirksam.

(2) Die Namen der Vorsitzenden der Fraktionen, ihrer Stellvertreter und Stellvertreterinnen, der Parlamentarischen
Geschéftsfithrer und Geschéftsfiihrerinnen und der weiteren Mitglieder des jeweiligen Fraktionsvorstandes sind der
Prisidentin schriftlich mitzuteilen.

(3) Bildung und Rechtsstellung von Gruppen richtet sich nach Abschnitt 4 des Fraktionsgesetzes.

§9

Reihenfolge der Fraktionen

Die Reihenfolge der Fraktionen richtet sich nach ihrer Stirke. Bei gleicher Zahl entscheidet das Los, das von der
Présidentin in einer Sitzung des Prisidiums gezogen wird. Unbesetzte Mandate werden bis zur Neubesetzung bei der
Fraktion mitgezihlt, der die ausgeschiedenen Mitglieder des Landtages angehdorten.

§10

Gremienbesetzung durch die Fraktionen und Gruppen

(1) Die Besetzung des Prisidiums und der Ausschiisse durch die Fraktionen und Gruppen erfolgt nach dem Verfah-
ren Hare/Niemeyer (Proporzverfahren); jedoch hat jede Fraktion das Recht, mit mindestens einem Mitglied in jedem
Ausschuss, und jede Gruppe das Recht, mindestens in der ihrer Mitgliederzahl entsprechenden Anzahl von Ausschiis-
sen vertreten zu sein.

(2) Bei der Besetzung des Présidiums werden die Prisidentin und der Vizeprésident der jeweiligen Fraktion, der sie
angehoren, angerechnet.
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Abschnitt 4

Die Prisidentin und das Prisidium

§11

Wahl und Zusammensetzung des Priasidiums

(1) Der Landtag wihlt in der konstituierenden Sitzung aus seiner Mitte in getrennten Wahlgéngen die Prisidentin,
den Vizeprésidenten und die weiteren Mitglieder des Priasidiums. Die Zahl der weiteren Mitglieder wird durch Be-
schluss des Landtages bestimmt. Jede Fraktion ist berechtigt, im Prasidium vertreten zu sein.

(2) Prisidentin, Vizeprasident sowie die anderen Mitglieder des Prasidiums konnen durch Beschluss des Landtages
abgewihlt werden. Die Abwahl ist giiltig, wenn zwei Drittel der Mitglieder des Landtages zugestimmt haben. Ein
Antrag auf Abwahl kann von mindestens einem Fiinftel der Mitglieder des Landtages schriftlich eingebracht werden.
Die Behandlung des Antrages auf Abwahl im Landtag darf frithestens 48 Stunden nach Eingang des Antrages erfol-
gen.

§12

Aufgaben der Prisidentin

(1) Die Prasidentin vertritt den Landtag nach auflen. Sie ernennt und entldsst die Beschéftigten des Landtages. Sie
iibt das Hausrecht und die Polizeigewalt im Landtagsgebdude aus. Eine Durchsuchung oder Beschlagnahme in den
Réumen des Landtages darf nur mit Einwilligung der Prisidentin vorgenommen werden.

(2) Die Prisidentin wahrt die Wiirde und Rechte des Landtages, fordert seine Arbeiten, leitet die Verhandlungen
gerecht und unparteiisch und wahrt die Ordnung des Hauses. Sie hat beratende Stimme in allen Ausschiissen.

(3) Die Prisidentin verfiigt {iber die Einnahmen und Ausgaben des Landtages nach Maf3gabe des Haushaltsplanes.

§13

Vertretung der Prisidentin

(1) Die Présidentin wird im Falle ihrer Verhinderung durch den Vizeprésidenten vertreten. Sind die Prasidentin und
der Vizeprisident verhindert, geht das Vertretungsrecht auf die anderen Mitglieder des Présidiums in der Reihenfolge
der Stirke der Fraktionen iiber; ausgenommen hiervon sind die Fraktionen, die die Prisidentin und den Vizeprésiden-
ten stellen.

(2) Inden Fillen der Anlage 2 Nummer 2 Satz 2 und Anlage 3 Nummer 2 Satz 4 werden Présidentin und Vizepra-
sident im Falle ihrer Verhinderung jeweils durch ein Mitglied des Prasidiums vertreten, welches der gleichen Frakti-

on angehort.

(3) Die stindige Vertretung der Prisidentin in der Landtagsverwaltung ist der Direktor oder die Direktorin des
Landtages. Er oder sie hat Zutritt zu den Sitzungen des Prasidiums und aller Ausschiisse.

§ 14

Einberufung des Prisidiums, Beratungen, Protokolle
(1) Die Prisidentin beruft das Prasidium ein und leitet seine Beratungen.
(2) Das Prdsidium ist unverziiglich einzuberufen, wenn ein Fiinftel seiner Mitglieder es schriftlich beantragt.

(3) Die Beratungen des Prisidiums sind nicht6ffentlich. Bei seinen Beratungen muss mehr als die Hilfte der Mit-
glieder anwesend sein. Das Prasidium beschlief3t tiber Inhalt, Verteilung und Einsichtnahme seiner Protokolle.
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§ 15
Aufgaben des Prisidiums
(1) Das Présidium hat die Aufgabe, die Prasidentin bei der Fiihrung der Geschéfte zu unterstiitzen und die Verstén-
digung zwischen den Fraktionen herbeizufiihren. Es beschlieit den Sitzungsplan, den Terminplan fiir das jeweilige
Kalenderjahr sowie den Entwurf der Tagesordnung fiir die jeweilige Plenarsitzung.
(2) Das Prisidium beschliefit {iber die allgemeinen Angelegenheiten der Mitglieder des Landtages und der Land-

tagsverwaltung, soweit sie nicht der Prasidentin vorbehalten oder anderweitig geregelt sind, insbesondere stellt es den
Voranschlag des Haushaltsplanes fiir den Landtag fest.

§16

Sitzungsprisidium

(1) Das Sitzungsprésidium des Landtages besteht aus dem amtierenden Présidenten oder der amtierenden Présiden-
tin sowie den amtierenden Schriftfiihrern und Schriftfiihrerinnen.

(2) Die Schriftfithrer und Schriftfiihrerinnen, deren Zahl durch das Prisidium bestimmt wird, werden von den
Fraktionen benannt.

(3) Die Schriftfithrer und Schriftfithrerinnen unterstiitzen die Présidentin. Sie beurkunden die Beratungen, fiihren

die Redeliste und sind der Présidentin bei der Feststellung der Abstimmungsergebnisse behilflich. Die Prisidentin
bestimmt ihren Einsatz und kann sie mit weiteren Aufgaben betrauen.

Abschnitt 5

Sitzungen des Landtages

§17

Einberufung
(1) Der Landtag wird durch die Prisidentin einberufen.
(2) Der Landtag ist unverziiglich einzuberufen, wenn mindestens ein Fiinftel der Mitglieder des Landtages oder die

Landesregierung dies schriftlich unter Angabe des Beratungsgegenstandes verlangt.

§18

Tagesordnung
(1) Das Présidium soll spétestens am siebenten Tag vor der Plenarsitzung den Entwurf der Tagesordnung fiir die
Sitzung des Landtages beschlieBen. Der gedruckte Entwurf der Tagesordnung wird den Mitgliedern des Landtages,
den Fraktionen, den Gruppen, den Mitgliedern der Landesregierung, dem Présidenten oder der Présidentin des Lan-
desrechnungshofes, den Landesbeauftragten im Sinne des Artikels 74 der Verfassung des Landes Brandenburg sowie
dem Rat fiir Angelegenheiten der Sorben/Wenden unverziiglich nach der Beschlussfassung iibersandt.
(2) Fiir die Unterteilung der Tagesordnung gilt grundsétzlich folgende Reihenfolge:
1. Aktuelle Stunde,
2. Fragestunde,
3. Lesung von Gesetzentwiirfen,

4.  Grofle Anfragen,

5. Berichte der Landesregierung aufgrund eines Landtagsbeschlusses oder gesetzlicher Vorschriften,
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6.  Antridge und selbststindige EntschlieSungsantrige,
7. Sonstige Beratungsgegenstinde.

(3) Zu Beginn einer jeden Sitzung beschlieit der Landtag die Tagesordnung.

§19
Offentlichkeit der Sitzungen

Der Landtag verhandelt ffentlich. Die Offentlichkeit kann mit den Stimmen von zwei Dritteln der anwesenden

Mitglieder des Landtages ausgeschlossen werden. Uber den Antrag ist in nichtdffentlicher Sitzung zu entscheiden.
Bei Ausschluss der Offentlichkeit ist eine 6ffentliche Begriindung zu geben.

§ 20

Sitzungsleitung und Erledigung vor Eintritt in die Tagesordnung
(1) Die Prisidentin erdffnet, leitet und schlieft die Sitzung.
(2) Vor Eintritt in die Tagesordnung werden die Anzeigen der Présidentin behandelt:
1. das Eintreten und Ausscheiden von Mitgliedern des Landtages,
2. die Namen der Fraktionsvorsitzenden, ihrer Stellvertreter und Stellvertreterinnen, der Parlamentarischen Ge-
schiftsfithrer und Geschéftsfithrerinnen sowie Verdnderungen in der Mitgliedschaft in den Fraktionen oder
Gruppen,

3. die Mitteilungen der Présidentin iiber die in den Ausschiissen erfolgten Wahlen,

4. Abwesenheit von Mitgliedern der Landesregierung und deren Vertretung.

§21

Eroffnung der Aussprache
(1) Die Présidentin ruft jeden Beratungsgegenstand auf und erdffnet die Aussprache.
(2) Der Landtag kann beschlieBen, die Beratung eines einzelnen Gegenstandes bis zur ndchsten Sitzung zu unter-

brechen. Eine erneute Unterbrechung der Beratung ist nur mit Zustimmung der Antragsteller und Antragstellerinnen
moglich.

§22

Schluss der Aussprache

Ist die Redeliste erschopft oder meldet sich niemand zu Wort, erklért die Présidentin die Aussprache fiir geschlossen.

§23

Unterbrechung und vorzeitige Beendigung der Sitzung
(1) Die Prisidentin bestimmt, ob die Sitzung unterbrochen wird und wann sie wieder beginnt.

(2) Vor Erledigung der Tagesordnung kann die Sitzung nur geschlossen werden, wenn es der Landtag auf Vor-
schlag der Prisidentin oder auf Antrag beschlief3t.
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§24

Neue Sitzung am selben Tag

Wird fiir denselben Tag eine neue Sitzung mit derselben Tagesordnung anberaumt, geniigt hierflir die miindliche
Mitteilung durch die Présidentin. Die Prisidentin kann in diesem Falle einen Gegenstand, iiber den nicht abgestimmt
werden konnte, an eine andere Stelle der Tagesordnung setzen oder von ihr absetzen.

Abschnitt 6

Redeordnung

§25
Rederecht, Wortmeldung und Worterteilung

(1) Die Mitglieder des Landtages haben Rederecht. Es darf nur nach MaB3gabe dieser Geschiftsordnung begrenzt
werden.

(2) Ein Mitglied des Landtages darf nur sprechen, wenn es sich zu Wort gemeldet hat und ihm das Wort erteilt
wurde.

(3) Will sich die Présidentin an der Aussprache beteiligen, gibt sie fiir diese Zeit die Sitzungsleitung ab.

§ 26
Reihenfolge der Redebeitrige

(1) Die Prasidentin legt die Reihenfolge der Redebeitrage fest. Dabei soll sie die Sorge fiir eine sachgemife Erle-
digung und zweckméBige Gestaltung der Beratung, die Riicksicht auf die verschiedenen Fraktionen, auf Rede und
Gegenrede und auf die Starke der Fraktionen leiten.

(2) Wer einen Antrag stellt, kann sowohl zu Beginn als auch zum Schluss der Aussprache das Wort erhalten. Die
Aussprache soll in der Regel durch einen Vertreter oder eine Vertreterin entgegengesetzter Auffassung fortgefiihrt
werden.

(3) Nach der Rede des Ministerpriasidenten oder der Ministerprésidentin soll der oder die Vorsitzende der zahlen-
maBig stirksten Oppositionsfraktion das Wort erhalten. Hiernach erteilt die Présidentin den Vorsitzenden der anderen
Fraktionen das Wort. Hat eine Fraktion zwei Vorsitzende, hat nur einer oder eine von ihnen Rederecht.

§27

Zur Geschiiftsordnung
(1)  Zur Geschiftsordnung erteilt die Prasidentin vorrangig das Wort.

(2) Bemerkungen zur Geschéftsordnung diirfen sich nur auf die geschiftsordnungsgemifie Behandlung der Bera-
tungsgegenstinde beziehen und nicht langer als drei Minuten dauern.

§28

Rededauer

(1) Die Zeitdauer fiir die Aussprache {iber einen Beratungsgegenstand kann auf Beschluss des Présidiums oder auf
Vorschlag der Présidentin durch den Landtag begrenzt werden. Dabei sind die empfohlenen Redezeiten in der Anla-
ge 1 zugrunde zu legen. Fraktionslose Mitglieder des Landtages und Gruppen sind angemessen zu beriicksichtigen,
soweit diese den Wunsch, zu einem Beratungsgegenstand sprechen zu wollen, der Présidentin rechtzeitig anzeigen.
Uberschreitet ein Mitglied der Landesregierung die empfohlene Redezeit, kann jede Fraktion die gleiche zusitzliche
Redezeit beanspruchen.
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(2) Spricht ein Mitglied des Landtages iiber die festgesetzte Redezeit hinaus, kann ihm die Présidentin nach einma-
liger Mahnung das Wort entziehen. Seine Ausfiihrungen nach einer Wortentziehung, werden in das Plenarprotokoll
nicht aufgenommen.

(3) Wurde das Wort entzogen, darf es derselben Person zu demselben Beratungsgegenstand in derselben Sitzung
nicht wieder erteilt werden.

§29

Fragen zu einem Redebeitrag, Kurzintervention

(1) Wenn Mitglieder des Landtages in der Aussprache iiber einen Beratungsgegenstand beabsichtigen, Fragen zu
einem Redebeitrag zu stellen, melden sie sich hierfiir wahrend des Redebeitrages {iber die Saalmikrofone zu Wort.

(2) Auf Befragen durch die Prisidentin kann sich der Redner oder die Rednerin mit der Beantwortung von Fragen
einverstanden erkldren oder dies ablehnen. Die Fragen sind préizise und kurz zu formulieren. Zuldssig sind bis zu
zwei Fragen des gleichen Mitgliedes des Landtages.

(3) Die Beantwortung der Fragen wird nicht auf die Rededauer des jeweiligen Redebeitrages angerechnet. Nach
Beendigung des Redebeitrages ist die Anmeldung von Fragen nicht mehr zuléssig.

(4) Im Anschluss an einen Redebeitrag kann die Prisidentin das Wort zu einer Kurzintervention von hdchstens
zwel Minuten erteilen. Der Redner oder die Rednerin darf mit einem Beitrag von hochstens zwei Minuten reagieren.
Wortmeldungen sind der Présidentin bis zum Ende des Redebeitrages durch das Autheben einer Karte anzuzeigen.

(5) Falls mehrere Mitglieder des Landtages eine Kurzintervention anmelden, werden sie nacheinander aufgerufen.
Wird zusammengefasst erwidert, kann die Présidentin die Redezeit fiir die Erwiderung verlangern.

(6) Die Prisidentin kann die Zulassung einer Kurzintervention oder von weiteren Kurzinterventionen ablehnen,
wenn sie den Beratungsgegenstand fiir erschopft hilt oder der weitere parlamentarische Ablauf eine Nichtzulassung
nahe legt.

(7) Wiéhrend der Fragestunde sowie einer Regierungserklarung sind Fragen zu einem Redebeitrag sowie Kurzinter-
ventionen nicht zuléssig. Anlage 2 Nummer 7 bleibt unberiihrt.

§30
Zutrittsrecht und Anwesenheitspflicht der Mitglieder der Landesregierung

(1) Die Mitglieder der Landesregierung und ihre Beauftragten haben zu den Sitzungen des Landtages Zutritt.

(2) Jedes Mitglied des Landtages kann die Anwesenheit von Mitgliedern der Landesregierung zu einem bestimm-
ten Beratungsgegenstand beantragen.

(3) Auf Verlangen mindestens eines Fiinftels der anwesenden Mitglieder des Landtages ist ein jedes Mitglied der
Landesregierung zur Anwesenheit verpflichtet.

§ 31
Rederecht der Mitglieder der Landesregierung

(1) Die Mitglieder der Landesregierung haben jederzeit Rederecht. Ihnen ist im Falle der Wortmeldung jeweils als
Nichstem das Wort, auch auflerhalb der Tagesordnung, zu erteilen.

(2) Ergreift nach Schluss der Aussprache ein Mitglied der Landesregierung zum Gegenstand der Aussprache das
Wort, wird die Aussprache wiederer6ffnet.

(3) Ergreift ein Mitglied der Landesregierung auflerhalb der Tagesordnung das Wort, wird die Beratung iiber seine
Erklarung erdffnet. In diesem Falle kann jede Fraktion die gleiche Redezeit wie die Landesregierung verlangen.
Antrége zur Sache diirfen hierbei nicht gestellt werden.
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§32

Zutrittsrecht und Worterteilung an Dritte

(1) Der Prisident oder die Prisidentin des Landesverfassungsgerichtes, der Prisident oder die Présidentin des
Landesrechnungshofes, die Landesbeauftragten im Sinne des Artikels 74 der Verfassung des Landes Brandenburg
sowie der oder die Vorsitzende des Rates fiir Angelegenheiten der Sorben/Wenden haben zu den Sitzungen des Land-
tages Zutritt.

(2) Die Prdsidentin kann dem Présidenten oder der Présidentin des Landesrechnungshofes, den Landesbeauftragten
im Sinne des Artikels 74 der Verfassung des Landes Brandenburg, dem Chef oder der Chefin der Staatskanzlei fiir
solche Angelegenheiten, die zu dem Aufgabenbereich der Staatskanzlei gehdren, in Abwesenheit eines zustdndigen
Mitgliedes der Landesregierung dessen Staatssekretdr oder Staatssekretérin sowie einem Mitglied des Rates fiir An-
gelegenheiten der Sorben/Wenden das Wort erteilen. Die Wortmeldung ist der Présidentin vorher anzuzeigen.

(3) In der Fragestunde hat jedes Mitglied des Landtages das Recht zu verlangen, dass seine Anfrage von einem
Mitglied der Landesregierung beantwortet wird. Dieses Begehren ist der Prasidentin vorher schriftlich anzuzeigen.

Abschnitt 7

Ordnungsbestimmungen

§33
Sachruf

Weichen Redner oder Rednerinnen vom Beratungsgegenstand ab, kénnen sie von der Prisidentin zur Sache gerufen
werden.

§ 34

Ordnungsmafinahmen der Prisidentin gegeniiber Mitgliedern des Landtages

(1) Stellt die Priasidentin Ordnungsverletzungen oder Redewendungen fest, die geeignet sind, die parlamentarische
Ordnung zu verletzen, dann ruft sie das betreffende Mitglied des Landtages unter Nennung des Namens zur Ordnung.
Der Ordnungsruf und der Anlass hierzu diirfen in nachfolgenden Redebeitrdgen nicht zum Gegenstand von Erorte-
rungen gemacht werden.

(2) Ist der Redner oder die Rednerin in derselben Rede dreimal zur Sache oder zur Ordnung gerufen und beim
zweiten Mal auf die Folgen eines dritten Sach- oder Ordnungsrufs hingewiesen worden, wird ihm oder ihr von der
Prisidentin das Wort entzogen. § 28 Absatz 2 und 3 findet entsprechende Anwendung.

§35
Ausschliefung von Mitgliedern des Landtages

(1) Wegen groblicher Verletzung der Ordnung kann die Prisidentin, auch ohne dass ein Ordnungsruf ergangen ist,
ein Mitglied des Landtages von der Sitzung ausschlieBen. Es hat den Sitzungssaal sofort zu verlassen. Ein solcher
Ausschluss schlieit das Verbot des Aufenthaltes im gesamten Sitzungssaal, einschlieflich des Zuschauerraumes und
der Pressetribiine, ein. Wird die Aufforderung der Prisidentin nicht befolgt, wird die Sitzung unterbrochen oder
geschlossen. Die Présidentin kann in diesem Falle das betreffende Mitglied des Landtages fiir bis zu drei weitere
Sitzungstage ausschlie3en.

(2) Ein Sitzungsausschluss kann auch nachtréglich, spitestens in der auf die grobliche Verletzung der Ordnung
folgenden Sitzung ausgesprochen werden, wenn die Présidentin wéhrend der Sitzung eine Verletzung der Ordnung
ausdriicklich feststellt und sich einen nachtriglichen Sitzungsausschluss vorbehélt. Ein bereits erteilter Ordnungsruf
schlie3t einen nachtriglichen Sitzungsausschluss nicht aus.
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(3) Weigert sich ein ausgeschlossenes Mitglied des Landtages wiederholt, den Anordnungen der Prisidentin zu
folgen, kann die Présidentin den Ausschluss fiir bis zu zehn Sitzungstage in Folge festlegen. Die Prisidentin stellt
dies bei Wiedererdffnung oder bei Beginn der néchsten Sitzung fest.

(4) Ausgeschlossene Mitglieder des Landtages diirfen auch an Ausschusssitzungen nicht teilnehmen.

(5) Versucht ein ausgeschlossenes Mitglied des Landtages, widerrechtlich an den Sitzungen des Landtages oder
seiner Ausschiisse teilzunehmen, finden die Absétze 1 und 3 entsprechende Anwendung.

§36

Einspruch gegen Sachruf, Ordnungsruf oder Ausschliefung

Gegen den Sachruf, den Ordnungsruf oder die AusschlieBung von der Sitzung kann das betroffene Mitglied des
Landtages bis zum Beginn der nichsten Sitzung schriftlich Einspruch bei der Prisidentin einlegen. Uber den Ein-
spruch entscheidet das Prasidium. Der Einspruch hat keine aufschiebende Wirkung.

§37

Weitere Ordnungsgewalt der Prisidentin

Die Mitglieder der Landesregierung, ihre Beauftragten, der Prisident oder die Présidentin des Landesrechnungshofes,
die Landesbeauftragten im Sinne des Artikels 74 der Verfassung des Landes Brandenburg sowie der oder die Vorsit-
zende des Rates fiir Angelegenheiten der Sorben/Wenden unterstehen der Ordnungsgewalt der Présidentin.

§38

Ordnungsmafinahmen gegeniiber der Zuhorerschaft

Wer im Zuhérerraum Beifall, Missbilligung oder sonstige politische MeinungsdufBerung bekundet oder Ordnung und
Anstand verletzt, kann auf Anordnung der Présidentin aus dem Sitzungssaal gewiesen werden. Die Présidentin kann
den Zuhdrerraum wegen storender Unruhe rdumen lassen.

§ 39
Unterbrechung und SchlieBung der Sitzung

Entsteht im Landtag Unruhe, kann die Prisidentin die Sitzung unterbrechen oder schlieen.

Abschnitt 8

Gesetzgebungsverfahren, Behandlung der Beratungsgegenstinde

§ 40

Einbringung von Beratungsmaterialien

(1) Gesetzentwiirfe, Antrdge und EntschlieBungsantrige kénnen von Mitgliedern des Landtages, Fraktionen, Grup-
pen, der Prisidentin, dem Présidium oder Ausschiissen eingebracht werden; Artikel 75 und 95 Satz 3 der Verfassung
des Landes Brandenburg bleibt unberiihrt. Sie miissen mit einer den Inhalt kennzeichnenden Uberschrift versehen
sein. Sie sind zu unterschreiben oder mit einer Signatur zu versehen, die die Urheberschaft zweifelsfrei erkennen
lasst. Zeichnungsberechtigt sind:

1. fiir die Fraktion jeder oder jede Fraktionsvorsitzende, der Parlamentarische Geschéftsfiihrer oder die Parlamen-
tarische Geschiftsfithrerin sowie jeder oder jede stellvertretende Fraktionsvorsitzende,
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2. fiir die Gruppe alle Mitglieder gemeinsam, sofern nicht gemél § 18 Absatz 3 Satz 2 des Fraktionsgesetzes ein
Sprecher oder eine Sprecherin benannt wurde,

3. fiir das Prisidium der amtierende Prisident oder die amtierende Prasidentin,
4.  fir den Ausschuss der oder die amtierende Ausschussvorsitzende.

(2) EntschlieBungsantrdge zu einem Beratungsgegenstand konnen bis zum Ende der Aussprache eingereicht wer-
den. Die Abstimmung bei Antrdgen auf Entschliefungen zu Gesetzentwiirfen erfolgt nach deren Schlussabstimmung,
in den iibrigen Féllen nach der Abstimmung oder, falls eine Abstimmung nicht erfolgt, nach Schluss der Aussprache.
EntschlieBungsantrige konnen nicht an einen Ausschuss liberwiesen werden.

(3) Gesetzentwiirfe, Anfragen, Antrige, EntschlieBungsantrige, Beschlussempfehlungen und Berichte der Aus-
schiisse und sonstige Beratungsmaterialien sind bei der Prisidentin des Landtages schriftlich oder in elektronischer
Form einzubringen. Das Nahere hierzu regelt Anlage 9 dieser Geschéftsordnung. Die Beratungsmaterialien werden
als Drucksachen an die Mitglieder des Landtages, die Fraktionen, die Gruppen, die Mitglieder der Landesregierung,
den Prisidenten oder die Présidentin des Landesrechnungshofes, die Landesbeauftragten im Sinne des Artikels 74 der
Verfassung des Landes Brandenburg sowie den Rat fiir Angelegenheiten der Sorben/Wenden verteilt und elektro-
nisch zugénglich gemacht. Antridge zum geschiftsordnungsgeméafBen Ablauf der Sitzungen sind von dieser Regelung
ausgenommen.

§41

Zuriickweisung von Beratungsmaterialien
(1) Beratungsgegenstinde der in § 40 bezeichneten Art soll die Présidentin zuriickweisen, wenn
1. sie gegen die parlamentarische Ordnung verstof3en,
2. durch ihren Inhalt offenkundig der Tatbestand einer strafbaren Handlung erfiillt wird,
3. deren Behandlung einen Eingriff in die richterliche Unabhéingigkeit bedeuten konnte.

(2) Gegen die Entscheidung der Prisidentin ist die schriftliche Beschwerde zulissig. Uber die Beschwerde ent-
scheidet das Prasidium.

§42

Beratungsbeginn und Beratungsverfahren

(1) Die Beratung von Gesetzentwiirfen in erster Lesung soll frithestens am 13. Tag und von allen anderen Bera-
tungsmaterialien (§ 40) frithestens am neunten Tag™ nach der Verteilung oder elektronischen Verdffentlichung der
Drucksachen beginnen. Die Beratung von Beschlussempfehlungen und Berichten der Ausschiisse sowie Antrigen mit
Wahlvorschlag kann abweichend von Satz 1 am zweiten Tag nach ihrer Verteilung oder elektronischen Verdffentli-
chung beginnen. Das Nahere regelt Anlage 9 dieser Geschiftsordnung. Wird vor Eintritt in die Tagesordnung von
mindestens einer Fraktion oder einem Fiinftel der Mitglieder des Landtages Einspruch erhoben, weil die Frist nicht
eingehalten wurde, wird der Beratungsgegenstand zuriickgestellt.

(2) Gesetzentwiirfe werden grundsétzlich in zwei Lesungen beraten, alle sonstigen Beratungsmaterialien kénnen in
einer Lesung erledigt werden.

(3) Gesetzentwiirfe zur Anderung oder Erginzung des Wortlauts der Verfassung werden in drei Lesungen beraten,
ebenso der Entwurf des Haushaltsgesetzes sowie Nachtrige dazu.

(4) Die Abstimmung iiber Beschlussempfehlungen und Antréige, die Ausgaben mit sich bringen, die im Haushalt
nicht gedeckt sind, ist erst zuldssig, wenn ihre Beratung im Ausschuss fiir Haushalt und Finanzen abgeschlossen ist.

K Bei reguldren Plenarsitzungswochen sollen Antrége an dem einer Plenarsitzungswoche vorangehenden Dienstag
bis 13 Uhr eingebracht werden.
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§43

Dringlichkeitsantrige
(1) Dringlichkeitsantrége sind:
1. ein Antrag auf Beschlussfassung iiber ein konstruktives Misstrauensvotum,
2. ein Antrag des Ministerprisidenten oder der Ministerprasidentin, ihm oder ihr das Vertrauen auszusprechen,
3. ein Antrag auf Abwahl eines Mitgliedes des Prasidiums,

4. Antrige auf Einsetzung von Untersuchungsausschiissen und Abwahl des oder der Vorsitzenden eines Untersu-
chungsausschusses,

5. Antrdge auf Herstellung der Immunitét.

(2) Dringlichkeitsantrage sind bevorzugt auf die nichste Tagesordnung zu setzen. Die in Verfassung, Gesetz oder
in dieser Geschéftsordnung geregelten Fristen fiir Antrdge gemaf Absatz 1 Nummer 1, 3 und 4 bleiben unbertihrt.

§ 44

Erste Lesung
(1) Gesetzentwiirfe werden in der ersten Lesung begriindet und in ihren Grundsétzen beraten.

(2) Am Schluss der ersten Lesung kann die Uberweisung eines Gesetzentwurfes an einen oder mehrere Ausschiisse
beschlossen werden.

(3) Ein Gesetzentwurf hat sich erledigt, wenn sowohl die Uberweisung an einen Ausschuss als auch der Gesetz-
entwurf selbst abgelehnt werden.

§ 45

Zweite Lesung

(1) In der zweiten Lesung wird der Gesetzentwurf im Einzelnen beraten. Sind in den Ausschussberatungen vor der
zweiten Lesung Anderungsempfehlungen beschlossen worden, sollen diese dem Gesetzentwurf gegeniibergestellt
werden.

(2) Zwischen der ersten und der zweiten Lesung muss mindestens ein Tag liegen, an dem keine Lesung des Ge-
setzentwurfes stattfindet.

(3) Auf Beschluss des Landtages kann ein Gesetzentwurf vor der Schlussabstimmung an einen Ausschuss {iberwie-
sen werden. Die Uberweisung eines Gesetzentwurfes kann auch an einen anderen Ausschuss als den, dem er zuerst
vorlag, erfolgen.

(4) Nach Schluss der Aussprache wird iiber Annahme oder Ablehnung des Gesetzentwurfes, bei Vorliegen von
Anderungsantriigen zunichst iiber diese abgestimmt. Die Prisidentin kann die Schlussabstimmung bis zur Zusam-
menstellung und Verteilung der in zweiter Lesung gefassten Beschliisse aussetzen.

(5) Werden nach der Schlussabstimmung iiber einen Gesetzentwurf Druckfehler oder andere offensichtliche Un-
richtigkeiten festgestellt, so nimmt die Présidentin vor der Verkiindung im Gesetz- und Verordnungsblatt eine Berich-
tigung des Wortlautes vor. Erfolgt die Feststellung erst nach der Verkiindung, so holt die Prisidentin das Einver-
stindnis des Prisidiums ein. Die Landesregierung erhilt Gelegenheit zur Stellungnahme.
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§ 46
Dritte Lesung

(1) Eine dritte Lesung findet in den Féllen des § 42 Absatz 3 sowie auf Antrag einer Fraktion oder eines Fiinftels
der Mitglieder des Landtages statt. Dieser Antrag muss vor Schluss der Aussprache in der zweiten Lesung schriftlich
bei der Prisidentin eingereicht werden.

(2) Zur Vorbereitung der dritten Lesung kann der Landtag die Uberweisung des Gesetzentwurfes an einen oder
mehrere Ausschiisse beschlieflen. Die dritte Lesung kann auch unmittelbar nach Schluss der zweiten Lesung oder
nach Verteilung des Ausschussberichtes erfolgen, wenn nicht eine Fraktion oder ein Fiinftel der Mitglieder des Land-
tages widerspricht. Auf Verlangen der Antragsteller und Antragstellerinnen ist der Gesetzentwurf an mindestens
einen Ausschuss zu liberweisen. Absatz 1 Satz 2 findet Anwendung.

(3) Am Schluss der dritten Lesung wird iiber die Annahme oder Ablehnung des Gesetzentwurfes abgestimmt. Bei
Vorliegen von Anderungsantrigen findet § 45 Absatz 4 entsprechende Anwendung.

§ 47

Weitere Lesung

(1) Eine weitere Lesung ist erforderlich, wenn die Landesregierung oder die Prisidentin des Landtages dies bean-
tragen.

(2) Der Landtag kann eine zusitzliche Ausschussberatung beschliefen. Die Uberweisung an den zustindigen Aus-
schuss kann auch ohne Beschluss des Landtages durch die Présidentin erfolgen.

§ 48

Anderungsantrige

(1)  Anderungsantriige konnen von jedem Mitglied des Landtages, der Prisidentin, dem Prisidium des Landtages,
einer Fraktion, einer Gruppe oder einem Ausschuss gestellt werden, solange die Aussprache zu dem Beratungsge-
genstand, auf den sie sich beziehen, noch nicht geschlossen ist. Anderungsantrige miissen schriftlich abgefasst und
unterzeichnet oder mit einer Signatur versehen sein, die die Urheberschaft zweifelsfrei erkennen ldsst. Das Néhere
regelt Anlage 9 dieser Geschiftsordnung. Anderungsantriige zu Anderungsantriigen sind unzulissig.

(2) Wird ein Beratungsgegenstand an einen oder mehrere Ausschiisse iiberwiesen, gelten zuvor gestellte Ande-
rungsantriage als mitiiberwiesen. § 45 Absatz 4 bleibt unberiihrt.

§49

Riicknahme von Gesetzentwiirfen und Antréigen

Wer Gesetzentwiirfe oder Antrdge einbringt, kann diese bis zur Schlussabstimmung zuriickziehen.

§ 50

Zustimmungsgesetze zu Staatsvertrigen

Bei der Beratung von Gesetzentwiirfen, mit denen die Zustimmung des Landtages zu einem Staatsvertrag erteilt
werden soll, sind Beschlussempfehlungen von Ausschiissen und Anderungsantriige nur zum Entwurf des Zustim-
mungsgesetzes zuldssig.

§ 51

Berichte iiber akustische Wohnraumiiberwachung

Berichte iiber Maflnahmen der akustischen Wohnraumiiberwachung, die zum Zwecke der Strafverfolgung durchge-
fiihrt werden, nimmt die Parlamentarische Kontrollkommission entgegen. Auf das Verfahren finden die Bestimmun-
gen des flinften Abschnittes des Brandenburgischen Verfassungsschutzgesetzes Anwendung.
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§52

Vorlagen nach der Landeshaushaltsordnung, dem Haushaltsgesetz und sonstige Vorlagen

(1) Vorlagen im Rahmen des jéhrlichen Entlastungsverfahrens (Haushaltsrechnung und Jahresbericht des Landes-
rechnungshofes), Sonderberichte des Landesrechnungshofes iiber Angelegenheiten von besonderer Bedeutung sowie
Beratungsberichte des Landesrechnungshofes werden von der Présidentin allen Mitgliedern des Landtages und
gleichzeitig zur federfithrenden Beratung und Berichterstattung dem Ausschuss fiir Haushaltskontrolle und zur Mit-
beratung dem Ausschuss fiir Haushalt und Finanzen zugeleitet. Richtet sich ein Bericht an einen Fachausschuss, leitet
die Prisidentin den Bericht an diesen Ausschuss zur federfithrenden Beratung weiter. Bei Bedarf kann der federfiih-
rende Ausschuss die Stellungnahmen weiterer Ausschiisse einholen.

(2) Vorlagen im Rahmen des haushaltsrechtlichen Einwilligungsverfahrens iiberweist die Priasidentin zur Beratung
und Entscheidung an den Ausschuss fiir Haushalt und Finanzen, der bei Bedarf Stellungnahmen weiterer Ausschiisse
einholen kann.

(3) Die Entwiirfe der Anmeldungen fiir die gemeinsame Rahmenplanung nach Artikel 91a und 91b des Grundge-
setzes werden von der Prisidentin zur federfiihrenden Beratung und Berichterstattung an den Ausschuss fiir Haushalt
und Finanzen und zur Mitberatung an die zustdndigen Ausschiisse iiberwiesen.

(4) Soweit der Landtag ganz oder teilweise liber die Besetzung nichtparlamentarischer Gremien entscheidet, kann
die Prisidentin dem zustdndigen Ausschuss entsprechende Vorlagen direkt zuleiten und ihn beauftragen, dem Land-
tag einen Wahlvorschlag vorzulegen. Das Recht der Mitglieder des Landtages, eigene Antrdge mit Wahlvorschlag zu
stellen, bleibt davon unberiihrt.

(5) Sonstige Vorlagen, die dem Landtag und seinen Ausschiissen zur Unterrichtung vorgelegt werden, sind von der
Prisidentin bestimmungsgemal zu verteilen.

§53

Berichte der Landesbeauftragten im Sinne des Artikels 74 der Verfassung des Landes Brandenburg

(1) Die Berichte des oder der Landesbeauftragten fiir den Datenschutz und fiir das Recht auf Akteneinsicht und die
Stellungnahmen der Landesregierung dazu werden von der Prisidentin allen Mitgliedern des Landtages zugeleitet
und gleichzeitig zur Beratung und Berichterstattung an den fiir Inneres zustdndigen Ausschuss iiberwiesen, der bei
Bedarf Stellungnahmen weiterer Ausschiisse einholen kann.

(2) Berichte des oder der Landesbeauftragten fiir die Aufarbeitung der Folgen der kommunistischen Diktatur nach
§ 4 des Brandenburgischen Aufarbeitungsbeauftragtengesetzes werden von der Présidentin allen Mitgliedern des
Landtages zugeleitet und gleichzeitig zur Beratung und Berichterstattung an den Hauptausschuss iiberwiesen, der bei
Bedarf Stellungnahmen weiterer Ausschiisse einholen kann.

§ 54

Immunitiitsangelegenheiten und Genehmigungen zur Zeugenvernehmung
nach § 50 Absatz 3 StPO und § 382 Absatz 3 ZPO

(1) Das Verfahren in Immunititsangelegenheiten richtet sich nach der Immunitétsrichtlinie in Anlage 6 dieser
Geschiftsordnung.

(2) Antrdge zur Erteilung einer Genehmigung gemif3 § 50 Absatz 3 StPO und § 382 Absatz 3 ZPO leitet die Prési-
dentin an den Hauptausschuss weiter. Der Hauptausschuss gibt dem betroffenen Mitglied des Landtages Gelegenheit
zur Stellungnahme. Stimmt der Hauptausschuss der Abweichung von § 50 Absatz 1 StPO und § 382 Absatz 2 ZPO
zu, teilt die Prisidentin diese Entscheidung den Mitgliedern des Landtages unverziiglich schriftlich mit. Sie gilt als
Entscheidung des Landtages, wenn nicht innerhalb von sieben Tagen nach der Mitteilung von einem oder mehreren
Mitgliedern des Landtages schriftlich bei der Prasidentin Widerspruch erhoben wird. Im Falle des Widerspruchs setzt
die Prisidentin die Entscheidung des Hauptausschusses als dessen Beschlussempfehlung auf die Tagesordnung der
néchsten Sitzung des Landtages. Einer Genehmigung bedarf es nicht, wenn der Termin auflerhalb der Sitzungswo-
chen des Landtages liegt.
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§55

Angelegenheiten der Verfassungsgerichtsbarkeit

(1) Gibt das Bundesverfassungsgericht oder das Verfassungsgericht des Landes Brandenburg dem Landtag in
verfassungsgerichtlichen Verfahren Gelegenheit zur AuBerung oder zum Verfahrensbeitritt, iiberweist die Prisidentin
derartige Vorlagen unmittelbar an den Hauptausschuss. Der Hauptausschuss unterbreitet dem Landtag dazu eine
Beschlussempfehlung, wenn er einen Verfahrensbeitritt oder eine AuBerung des Landtages fiir geboten hilt. Die
Beschlussempfehlung, die auch den Entwurf der Stellungnahme enthélt, wird auf die Tagesordnung der néchsten
Sitzung des Landtages gesetzt.

(2) Hélt der Hauptausschuss eine AuBerung oder einen Verfahrensbeitritt nicht fiir geboten, entscheidet er ab-
schlieBend. Die Présidentin informiert die Mitglieder des Landtages iiber den Beschluss des Hauptausschusses. Legt
ein Mitglied des Landtages binnen sieben Tagen nach der Unterrichtung schriftlich Widerspruch bei der Prasidentin
ein, wird die Entscheidung des Hauptausschusses als Beschlussempfehlung auf die Tagesordnung der néchsten Sit-
zung des Landtages gesetzt. Nach Abschluss des Verfahrens informiert die Priasidentin das erkennende Gericht iiber
die Entscheidung des Landtages.

(3) In den Verfahren des einstweiligen Rechtsschutzes kann der Hauptausschuss, wenn der Landtag nach seinem
Terminplan bis zu dem durch das erkennende Gericht gesetzten Termin nicht mehr zusammentritt, abschlieBend iiber
eine Beteiligung des Landtages in diesem Verfahren entscheiden. Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend.

Abschnitt 9

Grof3e und Kleine Anfragen, Fragestunde und Aktuelle Stunde

§56

Einbringung von Grofien Anfragen

GroBle Anfragen an die Landesregierung sind der Présidentin schriftlich oder in elektronischer Form einzureichen.
Das Nihere regelt Anlage 9 dieser Geschiftsordnung. Grofle Anfragen miissen von einer Fraktion oder mindestens
einem Fiinftel der Mitglieder des Landtages unterzeichnet sein.

§ 57

Behandlung von Groflen Anfragen

(1) GroBle Anfragen sind schriftlich zu beantworten. Die Présidentin teilt die Groe Anfrage unverziiglich der
Landesregierung mit und fordert sie auf, innerhalb von drei Monaten eine schriftliche Antwort zu geben. Eine Frist-
verldngerung ist mit Einversténdnis des Einbringers oder der Einbringerin zulédssig. GroBe Anfragen sowie die Ant-
worten der Landesregierung werden gedruckt, an die Mitglieder des Landtages verteilt und elektronisch verdffent-
licht. GroBe Anfragen sind unverziiglich im Landtag zu behandeln, es sei denn, der Einbringer oder die Einbringerin
widerspricht.

(2) Lehnt die Landesregierung die Beantwortung der Grof3en Anfrage ab, ist sie zur Beratung auf die Tagesordnung
der néchsten Sitzung des Landtages zu setzen, wenn mindestens eine Fraktion oder ein Fiinftel der Mitglieder des
Landtages es verlangt.

§ 58

Kleine Anfragen

(1) Jedes Mitglied des Landtages kann von der Landesregierung durch Kleine Anfragen Auskiinfte verlangen.
Kleine Anfragen sind schriftlich oder in elektronischer Form bei der Prisidentin einzureichen. Das Nihere regelt
Anlage 9 dieser Geschéftsordnung.

(2) Die Kleine Anfrage darf sich nur auf einen bestimmten Sachverhalt beziehen. Die zur Erlangung der gewiinsch-
ten Auskunft angegebenen Tatsachen und gestellten Fragen miissen in kurzer, gedrangter Form formuliert sein.
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(3) Die Anfragen werden gedruckt, an die Mitglieder des Landtages verteilt und elektronisch verdffentlicht. Die
Prisidentin iibermittelt sie der Landesregierung zur schriftlichen Beantwortung innerhalb von vier Wochen.

(4) Die Antworten werden zusammen mit den Anfragen gedruckt, an die Mitglieder des Landtages verteilt und
elektronisch veréffentlicht. Eine Beratung findet nicht statt.

(5) Die Absitze 1 bis 4 gelten entsprechend fiir Anfragen von Mitgliedern des Landtages an den Landesbeauftrag-
ten oder die Landesbeauftragte fiir den Datenschutz und fiir das Recht auf Akteneinsicht. Eine Fristverldngerung ist
bei Einverstdndnis des Mitgliedes des Landtages, welches die Frage gestellt hat, moglich.

§59

Ablehnung der schriftlichen Beantwortung

(1) Antwortet die Landesregierung nicht innerhalb der vorgesehenen Frist, wird die Kleine Anfrage auf die Tages-
ordnung der néchsten Sitzung gesetzt und die Landesregierung um miindliche Beantwortung ersucht, es sei denn, das
Einverstdndnis des Fragestellers oder der Fragestellerin zu einer Fristverldngerung liegt der Prasidentin vor. Lehnt die
Landesregierung auch die miindliche Beantwortung ab, so hat sie dies nach Aufruf des entsprechenden Tagesord-
nungspunktes durch die Prisidentin vor dem Landtag zu begriinden.

(2) Gibt die Landesregierung eine miindliche Antwort, kann das Mitglied des Landtages, welches die Frage gestellt
hat, das Wort zur Berichtigung oder Ergdnzung verlangen; eine allgemeine Aussprache iiber die Antwort und Antrage
zur Sache sind unzuléssig.

§ 60
Fragestunde und Aktuelle Stunde
(1) Jedes Mitglied des Landtages ist berechtigt, kurze miindliche Anfragen an die Landesregierung zu richten. Die
Einzelheiten des Verfahrens der Fragestunde werden durch die dieser Geschiftsordnung als Anlage 2 beigefiigte

Richtlinie geregelt.

(2) Eine Fraktion kann zu einer bestimmt bezeichneten aktuellen Frage der Landespolitik eine Aussprache beantra-
gen. Die Einzelheiten des Verfahrens der Aktuellen Stunde werden durch Anlage 3 dieser Geschiftsordnung geregelt.

Abschnitt 10

Beschlussfihigkeit und Abstimmungen

§ 61
Beschlussfihigkeit des Landtages

Der Landtag ist beschlussfiahig, wenn mehr als die Hélfte der Mitglieder anwesend ist.

§ 62
Anzweiflung der Beschlussfihigkeit
(1) Die Beschlussfahigkeit kann nur unmittelbar nach Beendigung der Aussprache bis zur Erdffnung der Abstim-
mung angezweifelt werden. In diesem Falle ist bis zur Feststellung der Beschlussfahigkeit eine Geschéftsordnungs-

debatte unzuléssig.

(2) Wird die Beschlussfahigkeit angezweifelt, ist diese durch Namensaufruf oder Zahlung der anwesenden Mit-
glieder des Landtages festzustellen.

(3) Bei festgestellter Beschlussunféhigkeit kann die Présidentin die Sitzung fiir kurze Zeit unterbrechen.
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§ 63
SchlieBung der Sitzung bei Beschlussunfihigkeit

Kann die Beschlussfahigkeit in angemessener Zeit nicht wiederhergestellt werden, hat die Présidentin die Sitzung zu

schlieen sowie Zeit und Tagesordnung der ndchsten Sitzung zu verkiinden. Die Abstimmung wird in der nédchsten
Sitzung durchgefiihrt. Ein Antrag auf namentliche Abstimmung bleibt dabei in Kraft.

§ 64
Abstimmung
(1) Nach Schluss der Aussprache teilt die Prasidentin den Abstimmungsgegenstand zusétzlich unter Angabe der
Drucksachennummer mit. Sie kann den Abstimmungsvorgang gliedern. Bei Widerspruch gegen den von der Prisi-
dentin vorgeschlagenen Wortlaut des Abstimmungsgegenstandes entscheidet der Landtag. AnschlieBend erdffnet die
Présidentin die Abstimmung.
(2) Jedes Mitglied des Landtages kann die Teilung des Abstimmungsgegenstandes beantragen. Werden gegen die
Teilung Bedenken erhoben, entscheidet der Landtag. Unmittelbar vor der Abstimmung iiber diesen Antrag ist der

Abstimmungsgegenstand vorzulesen.

(3) Von der Eroffnung der Abstimmung bis zur Bekanntgabe des Ergebnisses werden Antrdge nicht mehr zugelas-
sen und das Wort nicht mehr erteilt.

(4) Die Présidentin stellt durch Befragen des Landtages fest, wer fiir einen Abstimmungsgegenstand ist, wer dage-
gen ist und wer sich der Stimme enthilt.

§ 65
Reihenfolge der Abstimmung

(1) Uber Antrige wird in folgender Reihenfolge abgestimmt:
1. Antrdge auf Unterbrechung der Beratung,

2. Antrige, die ohne die Sache selbst zu beriihren, lediglich Vorfragen betreffen, insbesondere Uberweisung an
einen Ausschuss, Einholung einer Auskunft und dergleichen,

3. Abstimmungen in der Sache selbst,
4.  EntschlieBungsantrige.
(2) Im Ubrigen wird iiber die Antriige in der Reihenfolge ihres zeitlichen Eingangs abgestimmt.

(3) Bei Geldsummen ist iiber die kleinere Einnahmesumme und die grofere Ausgabesumme, bei Zeitbestimmun-
gen iiber die ldngere Zeit zuerst zu entscheiden.

(4) Verpflichtungsermichtigungen werden wie Ausgabesummen behandelt. Sind einzelne Antrdge zu einer Haus-
haltsstelle in der Gesamtsumme von Anschlag und Verpflichtungsermichtigung gleich, wird iiber den Antrag zuerst

abgestimmt, bei dem der Anschlag hoher ist.

(5) Liegen zur gleichen Haushaltsstelle Antrége vor, von denen einer eine Erhéhung und einer eine Kiirzung des
Anschlags bezwecken, wird zuerst {iber die hohere Haushaltsbelastung abgestimmt.

(6) Anderungsantriige sind vor dem Hauptantrag zur Abstimmung zu bringen.
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§ 66

Abstimmungsregeln

(1) Soweit keine anderen gesetzlichen Vorschriften entgegenstehen, wird durch Handheben oder namentlich abge-
stimmt. Die Mehrheit der abgegebenen Stimmen entscheidet, soweit durch die Verfassung des Landes Brandenburg
nichts anderes bestimmt ist. Abweichende Mehrheiten sind nur in der Schlussabstimmung erforderlich. Stimmenthal-
tungen und ungiiltige Stimmen zéhlen bei der Feststellung der Beschlussfahigkeit mit, nicht aber bei Berechnung der
Mehrheit.

(2) Ist das Sitzungsprésidium iiber das Ergebnis der Abstimmung nicht einig, werden die Stimmen gezahlt.

§ 67

Namentliche Abstimmung

(1) Namentliche Abstimmung kann bis zur Eroffnung der Abstimmung schriftlich beantragt werden. Sie findet
statt, wenn eine Fraktion oder ein Fiinftel der Mitglieder des Landtages es beantragt.

(2) Die namentliche Abstimmung erfolgt durch Aufruf der Namen der Mitglieder des Landtages. Die Abstimmen-
den haben bei Namensaufruf mit ,,JJa“, ,,Nein“ oder ,,Enthaltung” zu antworten. Entstehen Zweifel dariiber, ob und
wie ein Mitglied des Landtages abgestimmt oder ob es sich der Stimme enthalten hat, befragt die Présidentin hieriiber
das Mitglied des Landtages. Erklért sich ein Mitglied des Landtages nicht, gilt dies als Nichtbeteiligung an der Ab-
stimmung.

(3) Nach Beendigung des Namensaufrufes fragt die Prasidentin nach, ob ein anwesendes stimmberechtigtes Mit-
glied des Landtages seine Stimme noch nicht abgegeben hat. Ist dies der Fall, wird das betreffende Mitglied unter

Aufruf seines Namens nach seiner Stimmabgabe befragt. Alsdann erkldrt die Prisidentin die Abstimmung fiir ge-
schlossen.

§ 68

Unzulissigkeit der namentlichen Abstimmung
Eine namentliche Abstimmung ist unzuldssig bei Beschlussfassung iiber
1. Uberweisung an einen Ausschuss,
2. Abkiirzung der Fristen,
3. Tagesordnung,
4. Unterbrechung der Sitzung,
5. Unterbrechung oder Schluss der Beratung,

6.  Teilung des Abstimmungsgegenstandes.

§69

Feststellung des Abstimmungsergebnisses

(1) Das Ergebnis jeder Abstimmung stellt das Sitzungsprasidium fest. Die Présidentin verkiindet es. Hierbei erklart
sie, ob die Abstimmungsfrage bejaht oder verneint ist. Sie teilt mit, ob Gegenstimmen abgegeben wurden oder ob
Stimmenthaltungen zu verzeichnen sind.

(2) Bei Abstimmungen des Landtages, die einer qualifizierten Stimmenmehrheit bediirfen, hat die Préasidentin
durch ausdriickliche Erklarung festzustellen, ob diese Mehrheit zugestimmt hat.
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§70

Personliche Bemerkungen und Erklirungen zur Abstimmung

(1)  Zu personlichen Bemerkungen wird das Wort erst nach Schluss der Aussprache, jedoch im Falle einer Abstim-
mung vor Beginn der Abstimmung erteilt. Das Mitglied des Landtages darf nicht zur Sache sprechen, sondern nur
AuBerungen, die in der Aussprache gegen dieses Mitglied gerichtet wurden, zuriickweisen oder deutlich gewordene
Missverstdndnisse seiner fritheren Ausfiihrungen richtig stellen. Die Redezeit ist auf drei Minuten beschrénkt.

(2) Nach Schluss der abschlieBenden Abstimmung iiber einen Beratungsgegenstand kann jedes Mitglied des Land-
tages eine miindliche Erkldrung zu seinem Stimmverhalten, die nicht lédnger als drei Minuten dauern darf, abgeben.
Ausgenommen sind Wahlen, die nach Verfassung oder Gesetz ohne Aussprache vorzunehmen sind, sowie Abstim-
mungen zu Geschéftsordnungsantragen.

(3) Werden die in den Absdtzen 1 und 2 genannten Bestimmungen von einem Mitglied des Landtages nicht ein-
gehalten, kann die Prasidentin ihm das Wort entzichen.

§71
Abstimmungen iiber Antrige mit Wahl- oder Abwahlvorschlag

(1) Abstimmungen iiber Antrdge mit Wahl- oder Abwahlvorschlag erfolgen offen, es sei denn, ein Mitglied des
Landtages widerspricht. In den Féllen, in denen mehrere konkurrierende Bewerbungen vorhanden sind, ist ebenfalls
geheim abzustimmen.

(2) Die Einzelheiten des Verfahrens bei der Durchfithrung der geheimen Abstimmung iiber einen Antrag mit Wahl-

oder Abwahlvorschlag werden durch die dieser Geschiftsordnung als Anlage 7 beigefiigte Wahlordnung geregelt.

§ 72
Mitgliedschaft in Gremien
Die Mitgliedschaft von Mitgliedern des Landtages in Gremien, in die sie durch Beschluss oder Wahlen im Landtag
entsandt wurden, endet, soweit gesetzliche Bestimmungen nicht entgegenstehen, mit der Wahl eines Ersatzmitglie-

des, spétestens jedoch 60 Tage nach dem Ende der Wahlperiode. Satz 1 gilt entsprechend fiir andere Personen, die
durch den Landtag in Gremien entsandt wurden.

Abschnitt 11

Die Ausschiisse und Kommissionen

§73

Bestellung der Ausschiisse

(1) Der Landtag bestellt aus seiner Mitte einen Hauptausschuss und weitere Fachausschiisse fiir die Dauer der
Wahlperiode.

(2) Fiir bestimmte Aufgaben kann der Landtag Sonderausschiisse einsetzen.

(3) Die Ausschiisse konnen mit Zustimmung des Prisidiums aus ihrer Mitte zur Vorbereitung ihrer Beschliisse
Unterausschiisse einsetzen.

§ 74

Besetzung der Ausschiisse
(1) Die Zahl der Mitglieder eines Ausschusses wird auf Vorschlag des Prasidiums vom Landtag beschlossen.

(2) Die Ausschussmitglieder und stellvertretenden Ausschussmitglieder werden von den Fraktionen bestimmt. Die
Fraktionen haben der Prisidentin jede Anderung in der Besetzung mitzuteilen.
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(3) Deas Présidium fiihrt eine Einigung iiber die Ausschussvorsitze und deren Stellvertretung herbei. Kommt keine
Einigung zustande, erfolgt die Verteilung durch Zugriff nach dem Verfahren d’Hondt.” Der Hauptausschuss, die
weiteren Fachausschiisse, die Sonderausschiisse und der Petitionsausschuss bilden eine Folge. Die Ausschiisse wéh-
len ihre Vorsitzenden und deren stellvertretende Vorsitzende aus den vom Prisidium vorgeschlagenen Fraktionen.

(4) Bei der Einsetzung von Unterausschiissen fiihrt der betreffende Fachausschuss eine Einigung iiber den Aus-
schussvorsitz und dessen Stellvertretung herbei. Der oder die Vorsitzende und der oder die stellvertretende Vorsit-
zende miissen unterschiedlichen Fraktionen angehdren. Kommt keine Einigung zustande, erfolgt die Vergabe des
Vorsitzes und der Stellvertretung unter den Fraktionen in der Reihenfolge ihrer Stirke.

(5) Sind der oder die Vorsitzende sowie der oder die stellvertretende Vorsitzende verhindert, geht der Vorsitz in
der Reihenfolge der Stirke der Fraktionen nacheinander auf die anderen ordentlichen Mitglieder des Ausschusses
iiber; ausgenommen hiervon sind zunéchst die Fraktionen, deren Mitglieder den Vorsitz und dessen Stellvertretung
innehaben.

(6) Die Gruppen benennen ihre Ausschussmitglieder durch Erkldrung gemil3 § 18 Absatz 3 Satz 1 oder 2 des Frak-
tionsgesetzes gegeniiber dem Présidium. Das Prisidium weist die Mitglieder den von der Gruppe benannten Aus-
schiissen zu. Ist eine Zuweisung unter Wahrung der Mehrheitsverhéltnisse im Ausschuss nicht moglich, wird die
Gruppe angehort, bevor das Préasidium eine andere Zuweisung vornimmt.

(7)  Ausschussvorsitzende konnen mit der Mehrheit von zwei Dritteln der Mitglieder des Ausschusses von dieser
Funktion abberufen werden. Sie gelten als abberufen, wenn sie von ihrer Fraktion aus dem Ausschuss zuriickgezogen
werden. Der Ausschussvorsitz ist nach der gemd3 Absatz 3 herbeigefiihrten Einigung beziehungsweise nach der
Stiarke der Fraktion neu zu besetzen. Die Sétze 1 bis 3 gelten fiir Unterausschiisse entsprechend.

(8) Ein fraktionsloses Mitglied des Landtages hat das Recht, in einem Ausschuss mit Stimmrecht mitzuarbeiten.
Das Présidium weist dem fraktionslosen Mitglied des Landtages unter Wahrung der Mehrheitsverhéltnisse einen
Ausschuss zu. Das fraktionslose Mitglied des Landtages ist vor der Entscheidung anzuhoren.

§75

Aufgaben der Ausschiisse

(1) Die Ausschiisse werden im Rahmen der ihnen vom Landtag erteilten Auftriage tétig. Innerhalb ihres Aufgaben-
bereiches konnen sie sich auch aus eigener Initiative mit einer Sache befassen und dem Landtag Empfehlungen un-
terbreiten. Empfehlungen im Sinne von Satz 2 sind Gesetzentwiirfe, Antrige und EntschlieBungsantréige.

(2) Der Hauptausschuss ist federfiihrend zusténdig fiir Verfassungsfragen, Bundesangelegenheiten, die Gestaltung
der Beziehungen zwischen Brandenburg und Berlin sowie die Medienpolitik; er behandelt dariiber hinaus andere
politisch grundsitzliche Angelegenheiten, ihm durch Gesetz iibertragene Aufgaben sowie Geschiftsordnungsangele-
genheiten grundsitzlicher Art.

(3) Die Ausschiisse sind zu baldiger Erledigung der ihnen iiberwiesenen Beratungsgegenstdnde verpflichtet. Auf
Antrag einer Fraktion oder eines Fiinftels der Mitglieder des Landtages muss bei Gesetzentwiirfen und Antrdgen
spitestens sechs Monate nach der Uberweisung Bericht erstattet oder ein schriftlicher Zwischenbericht gegeben
werden. Kann ein Auftrag von einem Ausschuss nicht erledigt werden, gibt er ihn an den Landtag zuriick.

(4) Fiir das Verfahren der Ausschiisse gelten die Bestimmungen zum Verfahren fiir die Plenarsitzungen sinngemé0,
soweit nichts anderes bestimmt ist.

(5) Den Vorsitzenden obliegen die Vorbereitung und Leitung der Beratungen der Ausschiisse sowie die Durchfiih-
rung der Beschliisse.

) Im Falle eines Zugriffsverfahrens soll der Zugriff auf den Vorsitz des Hauptausschusses der stérksten regie-
rungstragenden Fraktion und der Zugriff auf den Vorsitz des Ausschusses fiir Haushalt und Finanzen der stirks-
ten Oppositionsfraktion vorbehalten bleiben.
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§76

Uberweisung an mehrere Ausschiisse

(1) Wird ein Beratungsgegenstand ganz oder teilweise zugleich an mehrere Ausschiisse iiberwiesen, ist ein Aus-
schuss als federfithrend zu bestimmen. Der federfiihrende Ausschuss kann den mitberatenden Ausschiissen Fristen
fiir die Abgabe ihrer Stellungnahmen setzen. Die mitberatenden Ausschiisse teilen das Ergebnis ihrer Beratungen
dem federfiihrenden Ausschuss mit. Dieser kann auch gemeinsame Beratungen anberaumen. Die Abstimmung erfolgt
getrennt. Ein Ausschuss kann auch die Stellungnahme eines Ausschusses des Landtages einholen, an den ein Bera-
tungsgegenstand nicht iiberwiesen wurde.

(2) Die Berichterstattung obliegt dem federfithrenden Ausschuss.

§77

Einberufung und Durchfithrung der Ausschusssitzungen, Pressekonferenzen der Ausschiisse

(1) Der oder die Vorsitzende des Ausschusses lddt unter Angabe von Ort und Zeit nach Maligabe des vom Présidi-
um festgelegten Sitzungsplanes zur Ausschusssitzung ein. Er oder sie erstellt den Entwurf der Tagesordnung im
Benehmen mit den Mitgliedern des Ausschusses. Er oder sie verteilt die Einladung mit dem Entwurf der Tagesord-
nung an die Mitglieder des Ausschusses, die Prisidentin, die Fraktionen, die Gruppen, die Mitglieder der Landesre-
gierung, den Landesrechnungshof, die Landesbeauftragten im Sinne des Artikels 74 der Verfassung des Landes Bran-
denburg und den Rat fiir Angelegenheiten der Sorben/Wenden. Der Ausschuss beschlieft zu Beginn der Sitzung iiber
die Tagesordnung. Der Ausschuss kann die Tagesordnung jederzeit dndern; nicht bereits im Entwurf enthaltene Bera-
tungsgegenstinde konnen jedoch nur auf die Tagesordnung genommen werden, wenn kein Mitglied des Ausschusses
widerspricht.

(2) Die Einladung mit Angabe der Tagesordnungspunkte soll den Beteiligten nach Absatz 1 Satz 3 in der Regel
mindestens drei Tage vor der Sitzung iibersandt werden.

(3) Gesetzentwiirfe, Sachantrige und Anderungsantriige miissen schriftlich eingebracht werden. Antriige auf Emp-
fehlungen im Sinne von § 75 Absatz 1 Satz 2 miissen mindestens drei Tage vor der Sitzung zugeleitet werden.

(4) Ein Ausschuss ist unverziiglich einzuberufen, wenn ein Fiinftel seiner Mitglieder dies schriftlich unter Angabe
des Beratungsgegenstandes verlangt.

(5) In dringenden Féllen kann ein Ausschuss ausnahmsweise wihrend sitzungsfreier Zeiten auf Antrag eines Fiinf-
tels seiner Mitglieder einberufen werden, wenn das Prasidium zustimmt.

(6) Sitzungen der Ausschiisse sind Pflichtsitzungen. Sie finden grundsitzlich am Sitz des Landtages statt. Ausnah-
men kann die Présidentin auf schriftlichen Antrag zulassen.

(7) Der oder die Vorsitzende des Ausschusses veranlasst die Veroffentlichung der Einladung auf der Internetseite
des Landtages.

(8) Der Ausschuss kann die Offentlichkeit und die Medien iiber seine Arbeit unterrichten. An Pressekonferenzen,
die auf Beschluss eines Ausschusses abgehalten werden, ist jede Fraktion mit mindestens einem Mitglied zu beteili-
gen. Entsprechendes gilt fiir Mitglieder von Gruppen und fraktionslose Mitglieder des Landtages, soweit sie Mitglied
in diesem Ausschuss sind. Uber den Inhalt seiner Presseerklirungen beschlieft der Ausschuss. Die Presseerklirung
muss auch die Ansichten der Minderheiten wiedergeben.

§78

Berichterstattung der Ausschiisse an den Landtag

(1) Die Ausschiisse konnen fiir bestimmte Beratungsgegenstinde ein oder mehrere Mitglieder mit der Berichter-
stattung beauftragen. Die Berichterstattung erfolgt, wenn der Ausschuss nichts anderes beschlief3t, schriftlich.

(2) Uber Gesetzentwiirfe und Antrége, zu denen in den Ausschussberatungen Anderungsempfehlungen beschlossen
worden sind, ist schriftlich zu berichten. In besonderen Fillen kann der schriftliche Bericht miindlich ergénzt werden.
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(3) Der Bericht soll eine Beschlussempfehlung an den Landtag enthalten und die Ansichten und Antrége des feder-
fiihrenden Ausschusses darstellen. Er hat die Stellungnahme der Minderheit und der beteiligten Ausschiisse wieder-
zugeben.

(4) Den Berichten und Beschlussempfehlungen zum Haushalt sind die Gegeniiberstellungen mit den zahlenméafBi-
gen Verdnderungen der Einnahmen und Ausgaben (Verdnderungsnachweise) beizufiigen.

§79

Teilnahme der Mitglieder des Landtages an Ausschusssitzungen

(1) In den Ausschiissen hat das ordentliche Mitglied und nur bei dessen Verhinderung ein stellvertretendes Mit-
glied Rede- und Stimmrecht. Sind auch die stellvertretenden Mitglieder verhindert, kann im Einzelfall die Stellvertre-
tung durch jedes Mitglied derselben Fraktion ausgeiibt werden, wenn dies dem oder der Vorsitzenden des Ausschus-
ses angezeigt wird; dies gilt nur fiir die Ausschiisse, deren Mitglieder gemil3 § 74 Absatz 2 bestimmt wurden.

(2) Ein stellvertretendes Mitglied kann Rederecht beantragen, wenn das ordentliche Mitglied anwesend ist. Mit-
glieder des Landtages, die dem Ausschuss nicht angehoren, kdnnen ebenfalls Rederecht beantragen. Werden von
ihnen gestellte Antrédge behandelt, haben sie beratende Stimme.

(3) Zur Wahrung der Arbeits- und Funktionsféhigkeit des Ausschusses kann der oder die Vorsitzende im Einzelfall
Redezeiten einschrianken.

§ 80
Offentliche Sitzungen

(1) Die Sitzungen der Ausschiisse sind 6ffentlich, soweit nicht durch Gesetz oder durch diese Geschéftsordnung
etwas anderes geregelt ist.

(2) Zu den offentlichen Sitzungen sind Zuhérer und Zuhdrerinnen sowie die Vertreter und Vertreterinnen der Me-
dien zugelassen. Die Prisidentin kann in der Hausordnung des Landtages hierzu ein Einlassverfahren vorsehen.

§ 80a
Nichtoffentliche Sitzungen

(1) Der Ausschuss schlieBt die Offentlichkeit aus, soweit iiberwiegende offentliche oder schutzwiirdige private
Interessen dies zwingend erfordern. Vom Ausschluss der Offentlichkeit kann abgesehen werden, wenn der Ausschuss
einvernehmlich geeignete Schutzmafinahmen, wie Anonymisieren oder Pseudonymisieren, beschlieft, die die Interes-
sen gemiB Satz 1 hinreichend schiitzen. Im Ubrigen kann der Ausschuss auf Antrag eines Mitgliedes des Ausschus-
ses die Offentlichkeit mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der anwesenden Mitglieder des Ausschusses ausschlieBen.

(2) AuBert ein Mitglied des Ausschusses Zweifel am Vorliegen der Voraussetzungen nach Absatz 1 Satz 1 oder 2
oder wird ein Antrag auf Ausschluss der Offentlichkeit gem#B Absatz 1 Satz 3 gestellt, beriit der Ausschuss hieriiber
in nichtoffentlicher Sitzung.

(3) Beschiftigte der Fraktionen, der Gruppen und der Mitglieder des Landtages sowie sonstige Personen haben
nach Maf3gabe von § 5 Absatz 6 und 8 der Verschlusssachenordnung Zutritt zu nichtéffentlichen Sitzungen gemaf
Absatz 1 Satz 1; im Falle eines Ausschlusses der Offentlichkeit gemiB Absatz 1 Satz 3 haben die Beschiftigten der
Fraktionen, der Gruppen und der Mitglieder des Landtages Zutritt, sofern der Ausschuss nichts Abweichendes be-
schliefBt. Der Zutritt der Bediensteten der Landtagsverwaltung richtet sich nach einer Richtlinie des Prasidiums.

(4) Hat der Ausschuss die Offentlichkeit gemiB Absatz 1 Satz 1 ausgeschlossen oder MaBnahmen gemiB Absatz 1
Satz 2 beschlossen, darf iiber den Inhalt der Beratungen nichts mitgeteilt werden, was zur Preisgabe schutzwiirdiger
Daten und Informationen fithren wiirde. Wurde die Offentlichkeit gemiB Absatz 1 Satz 3 ausgeschlossen, diirfen
Beratungsgegenstand und -ergebnis, nicht jedoch die AuBerungen der Sitzungsteilnehmer und Sitzungsteilnehmerin-
nen und deren Abstimmungsverhalten mitgeteilt werden. Uber Presseerklirungen gemiB § 77 Absatz 8 Satz 4 und 5
beschlie3t der Ausschuss nach Mafigabe der Sétze 1 und 2.
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§ 80b

Beratung iiber geheim zu haltende Beratungsgegenstiinde

(1) Der Ausschuss beschliefit die Geheimhaltung durch Einstufung eines Beratungsgegenstandes in einen Geheim-
haltungsgrad nach Mallgabe der Verschlusssachenordnung (Anlage 5), soweit iiberwiegende 6ffentliche oder schutz-
wiirdige private Interessen oder gesetzliche Bestimmungen dies erfordern.

(2) AuBert ein Mitglied des Ausschusses Zweifel am Vorliegen der Voraussetzungen nach Absatz 1, berit der
Ausschuss hieriiber unter Beachtung derjenigen Geheimhaltungsvorkehrungen, die denen der in Zweifel gezogenen
Einstufung des Beratungsgegenstandes entsprechen.

(3) Wird iiber einen in einen Geheimhaltungsgrad eingestuften Beratungsgegenstand beraten, diirfen nur die Aus-
schussmitglieder oder stellvertretenden Ausschussmitglieder teilnehmen. Sonstige Personen kdnnen zur Beratung
zugelassen werden, sofern sie nach Malligabe der Verschlusssachenordnung zum Umgang mit Verschlusssachen
dieser Einstufung berechtigt sind; § 82 Absatz 2 Satz 1 bleibt unbertihrt.

(4) Uber Presseerkldrungen gemiB § 77 Absatz 8 Satz 4 und 5 beschlieBt der Ausschuss unter Beachtung der Be-
lange des Geheimschutzes.

§ 80c

Ausschluss eines Mitgliedes des Landtages
wegen unerlaubter Preisgabe schutzwiirdiger Daten und Informationen

Gibt ein Mitglied des Landtages in groblicher Verletzung von § 80a Absatz 4 Satz 1, § 91 Absatz 5 Satz 2, § 92 Ab-
satz 3 Satz 1, § 93 Absatz 2 Satz 1 oder von § 9 Absatz 1 der Datenschutzordnung schutzwiirdige Daten oder Infor-
mationen preis, kann es fiir bis zu drei Monate von der Teilnahme an nichtoffentlichen Beratungen des Ausschusses
ausgeschlossen werden. Uber die Verhidngung sowie Dauer und Umfang eines Sitzungsausschlusses entscheidet das
Prasidium auf Antrag des Ausschusses. Dem betroffenen Mitglied des Landtages ist zuvor Gelegenheit zur Stellung-
nahme zu geben.

§ 81

Anhorung von Sachverstindigen und Vertretungen betroffener Interessen

(1) Ein Ausschuss kann beschlieen, Sachverstindige oder andere Personen, insbesondere soweit sie betroffene
Interessen vertreten, miindlich oder schriftlich anzuhdren; mitberatende Ausschiisse sind zu beteiligen. Bei iiberwie-
senen Vorlagen ist der federfilhrende Ausschuss auf Verlangen eines Fiinftels seiner Mitglieder verpflichtet, dem
Verlangen auf Durchfithrung einer Anhdrung zu entsprechen. Die Beschlussfassung ist nur zuldssig, wenn ein ent-
sprechender Antrag auf der Tagesordnung des Ausschusses steht; dies gilt nicht fiir iberwiesene Vorlagen. Der Aus-
schuss soll auch die Anzahl der Anzuhorenden und der Fragen beschlieBen. Der mitberatende Ausschuss kann be-
schlieen, im Benehmen mit dem federfithrenden Ausschuss eine Anhdrung durchzufiihren, soweit dieser von der
Moglichkeit einer Anhdrung keinen Gebrauch macht und der mitberatende Ausschuss die Anhérung auf Teilfragen
der Vorlage, die nur seinen Aufgabenbereich betreffen, beschrankt. Dem federfithrenden Ausschuss sind Ort und
Termin sowie der zu horende Personenkreis rechtzeitig mitzuteilen.

(2) Sollen durch Gesetz allgemeine Fragen geregelt werden, die Gemeinden oder Gemeindeverbdnde unmittelbar
bertihren, sind die kommunalen Spitzenverbdande anzuhoren. Im Falle einer grundlegenden Verdnderung des Gesetz-
entwurfes wihrend der parlamentarischen Beratung miissen die kommunalen Spitzenverbdnde vor der Beschlussfas-
sung erneut die Gelegenheit zur Anhérung erhalten; iiber das Verfahren entscheidet der oder die Vorsitzende im
Einvernehmen mit den Mitgliedern des Ausschusses. Beriihren Beratungsgegenstinde die Rechte der Sorben und
Sorbinnen/Wenden und Wendinnen nach Artikel 25 der Verfassung des Landes Brandenburg, hat der Rat fiir Ange-
legenheiten der Sorben/Wenden das Recht, angehort zu werden.

(3) Eine Anhorung nach Absatz 1 erfolgt grundsitzlich 6ffentlich. Bei Beratungsgegenstinden, mit denen mehrere
Ausschiisse befasst sind, kann nur der federfiihrende Ausschuss den Ausschluss der Offentlichkeit beschliefen.

(4) Den Anzuhorenden sind die Fragen vorher schriftlich mitzuteilen. Der Ausschuss fordert im Regelfall die An-
zuhorenden auf, dem Landtag rechtzeitig eine schriftliche Stellungnahme zuzuleiten, sodass die Ausschussmitglieder
vor der Sitzung von dieser Stellungnahme Kenntnis nehmen kdnnen.
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(5) Eine Anhorung weiterer Sachverstindiger in derselben Sache ist nur zuldssig, wenn die Mehrheit der Aus-
schussmitglieder es beschlieft.

(6) Sachverstdndigen werden die notwendigen Reisekosten entsprechend den Bestimmungen des Bundesreisekos-
tengesetzes erstattet. Antridge auf Reisekostenerstattung sind unter Angabe der Bankverbindung innerhalb eines Mo-
nats nach Ende der Sitzung an die Verwaltung des Landtages zu richten.

§ 82
Anwesenheitspflicht und Zutrittsrecht

(1) Ein Drittel der Mitglieder eines Ausschusses kann die Anwesenheit eines jeden Mitgliedes der Landesregierung
verlangen.

(2) Die Mitglieder der Landesregierung und ihre Beauftragten haben zu den Sitzungen der Ausschiisse Zutritt.
Mitglieder der Landesregierung haben Rederecht. Der oder die Vorsitzende des Ausschusses kann Beauftragten der
Landesregierung das Wort erteilen.

(3) Die Mitglieder des Landesrechnungshofes und die Landesbeauftragten im Sinne von Artikel 74 der Verfassung

des Landes Brandenburg haben zu den Sitzungen der Ausschiisse Zutritt.

§83

Ausschussprotokoll

(1)  Uber jede Sitzung eines Ausschusses wird ein Protokoll angefertigt. Es soll, soweit gesetzliche Bestimmungen
oder die Verschlusssachenordnung nichts anderes regeln, mindestens enthalten:

1. die Tagesordnung,
2. Beginn und Ende der Sitzung,
3. die anwesenden Mitglieder des Ausschusses,

4.  eine inhaltliche Wiedergabe der Beratungen, die Abstimmungsergebnisse sowie den vollen Wortlaut der Sach-
antrdge und -beschliisse als Anlage.

Bei nichtoffentlichen Sitzungen gemél § 80a Absatz 1 Satz 3 kann der Ausschuss beschlielen, dass, abweichend von
Satz 2 Nummer 4, nur die Beschliisse festgehalten werden.

(2) Der Entwurf des Protokolls der Sitzung soll, soweit gesetzliche Bestimmungen oder die Verschlusssachenord-
nung nichts anderes regeln, spatestens zwei Tage vor der folgenden planmiBigen Ausschusssitzung an die Mitglieder
und stellvertretenden Mitglieder des Ausschusses sowie an das zustindige Mitglied der Landesregierung verteilt
werden; fiir den Umgang mit Protokollentwiirfen iiber nichtoffentliche Sitzungen gemif § 80a Absatz 1 Satz 1 oder 3
gilt § 80a Absatz 4 Satz 1 oder 2 entsprechend. Der Ausschuss beschlief3t iiber die Richtigkeit des Protokolls.

(3) Die Landtagsverwaltung nimmt das Protokoll in Verwahrung. Die Verwahrung von Protokollen zu Beratungs-

gegenstinden, zu denen ein Geheimhaltungsbeschluss gemél § 80b gefasst wurde, richtet sich nach der Verschluss-
sachenordnung. Einsichtnahme und Verdffentlichung bestimmen sich nach Anlage 11.

§ 84

Wabhlpriifungsausschuss
(1) Fiir den Wahlpriifungsausschuss gilt das Wahlpriifungsgesetz.

(2) Den Vorsitz erhélt die stirkste Oppositionsfraktion; die Stellvertretung erhélt die stirkste die Regierung tragen-
de Fraktion.
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§85

Petitionsausschuss
(1) Fiir den Petitionsausschuss gilt das Petitionsgesetz.

(2) Der Petitionsausschuss berét in nichtdffentlicher Sitzung, soweit nicht das Petitionsgesetz die Beratung einer
Petition in 6ffentlicher Sitzung gestattet. Uber die schutzwiirdigen privaten Daten und Informationen aus Petitionen
haben die Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder des Ausschusses Stillschweigen zu wahren; dies gilt auch fiir
die Zeit nach dem Ausscheiden aus dem Landtag. Geheimhaltungsbeschliisse geméll § 80b werden nicht gefasst. Eine
Einstufung von Petitionen und der dazugehorigen Akten auf der Grundlage der Verschlusssachenordnung erfolgt
nicht.

(3) Beschiftigte der Fraktionen, der Gruppen und der Mitglieder des Landtages sowie sonstige Personen haben
keinen Zutritt zu nichtéffentlichen Sitzungen des Petitionsausschusses, soweit der Ausschuss nichts anderes be-
schliet. Der Zutritt der Bediensteten der Landtagsverwaltung richtet sich nach einer Richtlinie des Présidiums.

(4) Beschlieit der Petitionsausschuss, dem Landtag eine Petition zur endgiiltigen Beschlussfassung vorzulegen,
oder wird dies von einer Fraktion oder zehn Mitgliedern des Landtages gemél § 4 Absatz 2 Satz 2 des Petitionsgeset-
zes beantragt, legt der Petitionsausschuss dem Landtag die Petition verbunden mit einer Beschlussempfehlung vor.

(5) Abweichend von § 83 Absatz 1 Satz 2 werden im Sitzungsprotokoll des Petitionsausschusses regelmiflig nur
die Beschliisse festgehalten.

(6) Fiir Presseerklarungen des Petitionsausschusses gilt § 80b Absatz 4 entsprechend.

§ 86

Untersuchungsausschiisse

Fiir Untersuchungsausschiisse gilt das Gesetz iiber die Einsetzung und das Verfahren von Untersuchungsausschiissen
des Landtages Brandenburg.

§87

Kommissionen

(1) Die Einsetzung und das Verfahren von Enquete-Kommissionen richten sich nach dem Gesetz iiber die Enquete-
Kommissionen des Landtages Brandenburg.

(2) Die Einsetzung und das Verfahren der Parlamentarischen Kontrollkommission richten sich nach dem Branden-
burgischen Verfassungsschutzgesetz.

(3) Die Einsetzung und das Verfahren der G 10-Kommission richten sich nach dem Gesetz zur Ausfiihrung des
Artikel 10-Gesetzes.

Abschnitt 12

Rat fiir Angelegenheiten der Sorben/Wenden beim Landtag

§ 88

Berufung der Mitglieder und Konstituierung

(1) Die Présidentin beruft die nach § 5 Absatz 2 des Sorben/Wenden-Gesetzes gewahlten Mitglieder des Rates fiir
Angelegenheiten der Sorben/Wenden spétestens sechs Wochen nach Bekanntmachung des endgiiltigen Wahlergeb-
nisses in ihr Amt und 1adt sie zur konstituierenden Sitzung ein. Sie iibernimmt die Sitzungsleitung bis zur Wahl des
oder der Vorsitzenden.
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(2) Bis zur Berufung der Mitglieder des Rates fiir Angelegenheiten der Sorben/Wenden {ibernimmt dessen Aufga-
ben der bisherige Rat.

§ 89
Aufgaben und Rechte

(1) Der Rat fiir Angelegenheiten der Sorben/Wenden wirkt an Entscheidungen, die den Schutz, die Erhaltung und
die Pflege der nationalen Identitdt und das Siedlungsgebiet der Sorben und Sorbinnen/Wenden und Wendinnen
betreffen, mit.

(2) Den Mitgliedern des Rates fiir Angelegenheiten der Sorben/Wenden sind die Beratungsmaterialien nach § 40
dieser Geschiftsordnung zur Verfiigung zu stellen.

(3) Soweit Angelegenheiten nach Absatz 1 in den Ausschiissen beraten werden, sind die Mitglieder des Rates fiir
Angelegenheiten der Sorben/Wenden berechtigt, an den Sitzungen der Ausschiisse mit beratender Stimme teilzuneh-
men.

(4) Stellungnahmen des Rates fiir Angelegenheiten der Sorben/Wenden zu Gesetzentwiirfen, Antrdgen oder Ent-
schlieBungsantriagen sind auf die Tagesordnung des jeweiligen Ausschusses zu setzen.

§ 90

Unterstiitzung durch die Landtagsverwaltung

Die Landtagsverwaltung unterstiitzt den Rat fiir Angelegenheiten der Sorben/Wenden.

Abschnitt 13

Sonderregelungen nach der Verfassung des Landes Brandenburg

§91

Verfahren bei der Wahl der Verfassungsrichter und Verfassungsrichterinnen

(1) Die Aufgaben des Ausschusses gemif3 Artikel 112 Absatz 4 Satz 4 der Verfassung des Landes Brandenburg
und gemilB § 4 des Verfassungsgerichtsgesetzes Brandenburg werden vom Hauptausschuss wahrgenommen.

(2) Wird es nach dem Verfassungsgerichtsgesetz Brandenburg erforderlich, den Présidenten oder die Présidentin,
den Vizeprisidenten oder die Vizeprisidentin oder weitere Verfassungsrichter und Verfassungsrichterinnen zu wih-
len, hat der Hauptausschuss Vorschlidge zur Wahl zu beraten.

(3) Die Kandidaten und Kandidatinnen fiir die Wahl in das Verfassungsgericht werden von den Mitgliedern des
Hauptausschusses benannt.

(4) Der Hauptausschuss priift, ob die vorgeschlagenen Personen die Voraussetzungen der §§ 2 und 3 des Verfas-
sungsgerichtsgesetzes Brandenburg erfiillen. Er fordert von ihnen die Erkldrung nach § 3 Absatz 1 dieses Gesetzes
an.

(5) Der Hauptausschuss berit iiber Angelegenheiten gemill Absatz 1 nach Maligabe des § 80a Absatz 1 Satz 1 und
Absatz 3 in nichtoffentlicher Sitzung. Die Ausschussmitglieder sind zum Stillschweigen {iber die ihnen bekannt
gewordenen personlichen Verhiltnisse der Vorgeschlagenen sowie iiber die Erdrterungen hieriiber verpflichtet.

(6) Der Hauptausschuss fiihrt eine Einigung iiber einen gemeinsamen Wahlvorschlag herbei und strebt dabei eine
angemessene Vertretung der politischen Krifte des Landes an. Kommt eine Einigung zustande, unterbreitet der
Hauptausschuss dem Landtag einen gemeinsamen Antrag mit Wahlvorschlag.
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(7) Kommt eine Einigung nicht zustande, wéhlt der Landtag auf Vorschlag der Fraktionen. Dabei ist die angemes-
sene Vertretung der politischen Kréfte des Landes anzustreben. Vor der Wahl hat der Hauptausschuss die Vorausset-
zungen nach den §§ 2 und 3 des Verfassungsgerichtsgesetzes Brandenburg zu priifen und die erforderlichen Anho-
rungen durchzufiihren.

§ 92
Verfahren bei der Wahl der Mitglieder des Landesrechnungshofes

(1) Die Aufgaben des Ausschusses gemif3 Artikel 107 Absatz 2 Satz 2 der Verfassung des Landes Brandenburg
sowie §§ 3 und 4 des Landesrechnungshofgesetzes werden vom Ausschuss fiir Haushaltskontrolle wahrgenommen.

(2) Unterbreitet der Préasident oder die Présidentin des Landesrechnungshofes Wahlvorschlige, leitet die Présiden-
tin des Landtages diese Vorschldge an den Ausschuss fiir Haushaltskontrolle weiter.

(3) Fiir die Beratungen des Ausschusses fiir Haushaltskontrolle {iber Angelegenheiten gemdB3 Absatz 1 gilt § 91
Absatz 5 entsprechend. Der Ausschuss fiir Haushaltskontrolle kann unter den Bewerbungen eine Vorauswahl treffen
und unterbreitet nach Anhérung der ausgewéhlten Personen dem Landtag einen Antrag mit Wahlvorschlag. Kommt
eine Einigung nicht zustande, wahlt der Landtag auf Vorschlag der Fraktionen.

§93

Verfahren bei der Wahl des oder der Landesbeauftragten
fiir den Datenschutz und fiir das Recht auf Akteneinsicht

(1) Die Aufgaben des Ausschusses gemil Artikel 74 Absatz 1 Satz 2 der Verfassung des Landes Brandenburg und
§ 22 des Brandenburgischen Datenschutzgesetzes werden von dem fiir Inneres zusténdigen Ausschuss wahrgenom-
men.

(2) Fiir die Beratungen des fiir Inneres zustdndigen Ausschusses iiber Angelegenheiten gemill Absatz 1 gilt § 91
Absatz 5 entsprechend. Der fiir Inneres zustédndige Ausschuss kann unter den Bewerbungen eine Vorauswahl treffen
und unterbreitet nach Anhdrung der ausgewéhlten Pesonen dem Landtag einen Antrag mit Wahlvorschlag. Kommt
eine Einigung nicht zustande, wihlt der Landtag auf Vorschlag der Fraktionen.

§ 94

Verfahren nach Artikel 94 der Verfassung des Landes Brandenburg,
sonstige Informationen iiber Vorhaben der Europiischen Union

(1) Unterrichtungen der Landesregierung gemdf Artikel 94 der Verfassung des Landes Brandenburg an den Land-
tag werden nach deren Ubermittlung an die Mitglieder des Landtages verteilt.

(2) Beantragt ein Mitglied des Landtages innerhalb einer Woche nach Verteilung der Unterrichtung schriftlich eine
Befassung des Landtages, so iibermittelt die Présidentin die Angelegenheit an den fachlich zustéindigen Ausschuss
zur Unterbreitung einer Beschlussempfehlung an den Landtag; fiir Angelegenheiten der Europdischen Union, insbe-
sondere im Rahmen des Subsidiarititsfriihwarnsystems, ist dies in der Regel der fiir Europaangelegenheiten zusténdi-
ge Ausschuss. Der Ausschuss kann im Rahmen seiner Beratung Stellungnahmen anderer Ausschiisse einholen. Fiir
die anschliefende Behandlung durch den Landtag gilt die Frist des § 42 Absatz 1 Satz 2.

(3) In eilbediirftigen Angelegenheiten entscheidet der fachlich zustéindige Ausschuss anstelle des Landtages iiber
dessen Stellungnahme. Eilbediirftig sind Angelegenheiten, iiber die nach dem vom Préasidium festgelegten Termin-
plan der Landtag nicht mehr rechtzeitig beschlieBen kann. Die Présidentin informiert die Mitglieder des Landtages
iiber den Beschluss des Ausschusses.

(4) Die vom Ausschuss gemdl Absatz 3 getroffene Entscheidung ist abschlieend, wenn nicht eine Fraktion oder
ein Fiinftel der Mitglieder des Landtages innerhalb einer Woche nach der Information im Sinne des Absatzes 3 Satz 3
schriftlich beantragen, die Angelegenheit dem Landtag zur Entscheidung vorzulegen.
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(5) Unterrichtungen der Landesregierung gemél Artikel 94 der Verfassung des Landes Brandenburg an den fiir
Europaangelegenheiten zustindigen Ausschuss werden nach deren Ubermittlung an die Mitglieder des Ausschusses
verteilt. Der Ausschuss erarbeitet eine Beschlussempfehlung an den Landtag, sofern ein Mitglied des Ausschusses
dies innerhalb einer Woche nach Verteilung der Unterrichtung schriftlich bei dem oder der Vorsitzenden beantragt.
Absatz 2 Satz 2 und 3 gilt entsprechend. In eilbediirftigen Angelegenheiten findet das Verfahren gemifl Absatz 3
und 4 Anwendung.

(6) Sonstige Informationen iiber Vorhaben der Europdischen Union erhalten die Mitglieder des Landtages und
Ausschiisse von der Kontakt- und Informationsstelle des Landtages in Briissel. Im Rahmen dieser Informationen
kennzeichnet die Kontakt- und Informationsstelle die fiir den Landtag relevanten Themen, bei denen sie eine Befas-
sung im Landtag empfiehlt. Die Prisidentin kann die gekennzeichneten Themen jeweils an den fachlich zusténdigen
Ausschuss zur Beratung sowie an den fiir Europaangelegenheiten zustindigen Ausschuss zur Kenntnis {ibermitteln.
Daneben kann jedes Mitglied eines Fachausschusses beantragen, dass dieser Ausschuss ein von der Kontakt- und
Informationsstelle {ibermitteltes Thema behandelt. Der flir Europaangelegenheiten zustéindige Ausschuss ist von dem
oder der Vorsitzenden des Fachausschusses iiber den Antrag zu informieren. Werden Themen von mehreren Aus-
schiissen beraten, legt die Prisidentin die Federfiihrung fest. Das Prasidium beschlie3t allgemeine Regelungen zu den
Einzelheiten des Verfahrens und legt dabei auch fest, unter welchen Voraussetzungen der Entwurf der Stellungnahme
eines Ausschusses als Stellungnahme des Landtages gilt.

Abschnitt 14

Niederschrift der Beratungen und Beurkundung ihrer Ergebnisse

§ 95
Plenarprotokoll

(1)  Uber jede Sitzung des Landtages wird ein Wortprotokoll angefertigt. Die Plenarprotokolle werden gedruckt und
an die Mitglieder des Landtages, die Fraktionen, die Gruppen, die Mitglieder der Landesregierung, den Priasidenten
oder die Prisidentin des Landesrechnungshofes, die Landesbeauftragten im Sinne von Artikel 74 der Verfassung des
Landes Brandenburg sowie den Rat fiir Angelegenheiten der Sorben/Wenden verteilt. Das Plenarprotokoll enthalt:

1.  Inhaltsiibersicht,

2. Wiedergabe alles Gesprochenen,

3.  die Namen der Redner und Rednerinnen,

4.  die zu den einzelnen Gegenstinden gefassten Beschliisse in ihrem Wortlaut mit dem Abstimmungsergebnis,

5. alle ausdriicklich zur Niederschrift abgegebenen Erklarungen,

6.  die Abstimmungslisten namentlicher Abstimmungen,

7. die Anwesenheitslisten gemaB § 3 Absatz 3.

(2) Jeder Redner und jede Rednerin erhélt vor dem Druck die stenografisch aufgenommene Niederschrift seiner
oder ihrer Rede zur Durchsicht und etwa erforderlichen Berichtigung zugestellt.

(3) Die gedruckte Rede soll eine getreue Wiedergabe des gesprochenen Wortes sein. Der Redner oder die Rednerin
ist daher nur berechtigt, Unrichtigkeiten und sprachliche Fehler zu beseitigen. Berichtigungen diirfen den Sinn der
Rede oder ihrer einzelnen Teile nicht &ndern.

(4) Wird die stenografisch aufgenommene und nach Absatz 2 zugestellte Niederschrift nicht innerhalb eines Tages
zuriickgesandt, wird sie mit dem Vermerk ,,Von dem Redner/der Rednerin nicht {iberpriift unveréndert in Druck
gegeben.

(5) Wird die Berichtigung nach Absatz 2 beanstandet und keine Verstindigung mit dem Redner oder der Rednerin
erzielt, ist die Entscheidung der Prasidentin einzuholen.
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(6) Die Fraktionen, die Gruppen und die Landesregierung erhalten vor der Priifung der Reden durch die Redner
und Rednerinnen eine vorldufige stenografisch aufgenommene Niederschrift zur internen Unterrichtung. Aus der
vorldufigen stenografisch aufgenommenen Niederschrift darf nur von dem Redner oder der Rednerin selbst wortlich
zitiert werden.

§ 96
Beschlussprotokoll

(1)  Uber jede Sitzung des Landtages wird ein Beschlussprotokoll gefertigt, das von der Prisidentin unterschrieben
wird. Es wird an die Mitglieder des Landtages verteilt und gilt als genehmigt, wenn bis Ablauf einer Woche seit der
Verteilung kein Einspruch erhoben wird.

(2) Wird die Fassung des Beschlussprotokolls beanstandet und der Einspruch nicht durch eine Erklérung des in der
Sitzung amtierenden Présidenten oder der in der Sitzung amtierenden Présidentin behoben, befragt die Présidentin
den Landtag. Wird der Einspruch fiir begriindet erachtet, ist die neue Fassung der beanstandeten Stelle noch wéhrend
der Sitzung vorzulegen.

§ 97
Ausfertigung und Zustellung

Die vom Landtag gefassten Beschliisse werden durch die Présidentin ausgefertigt und, soweit siec Angelegenheiten
aus dem Zustandigkeitsbereich der Landesregierung betreffen, dem Ministerprasidenten oder der Ministerprésidentin
zugestellt.

Abschnitt 15

Sonstige Bestimmungen

§ 98

Verteilung der Parlamentspapiere

(1) Einladungen, Drucksachen und alle sonstigen Parlamentspapiere gelten als verteilt, wenn sie den Fraktionsge-
schéftsstellen zugestellt oder elektronisch verdffentlicht sind. Soweit Mitglieder des Landtages keiner Fraktion ange-
horen, gilt die Verteilung mit Zustellung in das Postfach bei der Geschéftsstelle des Landtages als vorgenommen. Das
Néhere regelt Anlage 9 dieser Geschiftsordnung.

(2) An einem Sitzungstag gelten die Drucksachen als zugestellt, wenn sie den Mitgliedern des Landtages auf ihre
Plétze gelegt wurden.

§ 99

Mitteilungen der Prisidentin
(1)  Zur Unterrichtung der Mitglieder des Landtages gibt die Présidentin offizielle Mitteilungen heraus.

(2) Eingaben zu allgemeinen Belangen, die der Prisidentin schriftlich zugegangen sind, werden, soweit sie keine
Petitionen und nach Inhalt und Form dazu geeignet sind, den Mitgliedern des Landtages von der Prisidentin als Zu-
schriften bekannt gegeben.

§ 100

Abweichungen von der Geschiiftsordnung

Abweichungen von den Vorschriften der Geschiftsordnung sind unzuldssig, wenn mindestens fiinf Mitglieder des
Landtages widersprechen. In den Ausschiissen und anderen parlamentarischen Gremien sind Abweichungen im Ein-
zelfall nur zuléssig, soweit sie sich innerhalb des Aufgabenkreises des jeweiligen Gremiums bewegen und kein Mit-
glied des Gremiums widerspricht.
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§ 101
Auslegung der Geschiftsordnung

Uber die Auslegung der Geschiftsordnung entscheidet in Einzelfillen das Prisidium. Eine grundsitzliche, iiber den
Einzelfall hinausgehende Auslegung entscheidet der Hauptausschuss.

§ 102

Fristenberechnung
Bei Fristen, die nach Tagen berechnet werden, wird der Tag der Verteilung der Drucksachen nicht mitgerechnet. Fallt

der letzte Tag einer Frist auf einen Sonnabend, Sonntag oder einen Feiertag, tritt an seine Stelle der folgende Werk-
tag.

§ 103

Eilverfahren im Prisidium und in den Ausschiissen
(1) Bei besonderer Eilbediirftigkeit konnen Angelegenheiten im Ausnahmefall im Eilverfahren behandelt werden.

(2) Jedem Mitglied des Prasidiums oder eines Ausschusses ist dazu einzeln die entsprechende Vorlage schriftlich
zu libermitteln, einschlieBlich einer Fristsetzung filir Riickduferungen. Die Frist soll mindestens 48 Stunden betragen.

(3) RiickduBerungen haben schriftlich zu erfolgen. Im Falle einer nicht fristgeméfBen RiickduBerung gilt dies als
Ablehnung.

(4) Beantragt ein Mitglied des Prisidiums oder eines Ausschusses Anderungen zu einer Vorlage, gilt die Zustim-
mung als nicht erteilt. Die Entscheidung iiber die Anderungen und die Vorlage insgesamt sind bis zur nichsten Sit-
zung des Prasidiums oder des Ausschusses auszusetzen.

(5) Die Prasidentin oder der oder die Vorsitzende des Ausschusses informiert iiber das Ergebnis des Eilverfahrens

in der nichsten Sitzung des Prisidiums oder des Ausschusses.

§ 104

Behandlung unerledigter Beratungsmaterialien am Ende der Wahlperiode
Am Ende der Wahlperiode gelten alle Beratungsmaterialien (§ 40 dieser Geschéftsordnung) als erledigt. Dies gilt

nicht fiir plebiszitdre Verfahren nach den Artikeln 76 bis 78 der Verfassung des Landes Brandenburg und fiir Petitio-
nen.

§ 105

Inkrafttreten

Diese Geschiftsordnung tritt am 1. April 2015 in Kraft.

Potsdam, den 24. Mirz 2015

Die Présidentin
des Landtages Brandenburg

Britta Stark
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	(2) Für die Unterteilung der Tagesordnung gilt grundsätzlich folgende Reihenfolge:
	1. Aktuelle Stunde,
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	(2) Vor Eintritt in die Tagesordnung werden die Anzeigen der Präsidentin behandelt:
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	Unterbrechung und vorzeitige Beendigung der Sitzung
	(1) Die Präsidentin bestimmt, ob die Sitzung unterbrochen wird und wann sie wieder beginnt.
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	Zur Geschäftsordnung
	(1) Zur Geschäftsordnung erteilt die Präsidentin vorrangig das Wort.
	(2) Bemerkungen zur Geschäftsordnung dürfen sich nur auf die geschäftsordnungsgemäße Behandlung der Beratungsgegenstände beziehen und nicht länger als drei Minuten dauern.
	Rededauer
	(1) Die Zeitdauer für die Aussprache über einen Beratungsgegenstand kann auf Beschluss des Präsidiums oder auf Vorschlag der Präsidentin durch den Landtag begrenzt werden. Dabei sind die empfohlenen Redezeiten in der Anlage 1 zugrunde zu legen. Fraktionslose Mitglieder des Landtages und Gruppen sind angemessen zu berücksichtigen, soweit diese den Wunsch, zu einem Beratungsgegenstand sprechen zu wollen, der Präsidentin rechtzeitig anzeigen. Überschreitet ein Mitglied der Landesregierung die empfohlene Redezeit, kann jede Fraktion die gleiche zusätzliche Redezeit beanspruchen.
	(2) Spricht ein Mitglied des Landtages über die festgesetzte Redezeit hinaus, kann ihm die Präsidentin nach einmaliger Mahnung das Wort entziehen. Seine Ausführungen nach einer Wortentziehung, werden in das Plenarprotokoll nicht aufgenommen.
	(3) Wurde das Wort entzogen, darf es derselben Person zu demselben Beratungsgegenstand in derselben Sitzung nicht wieder erteilt werden.
	Fragen zu einem Redebeitrag, Kurzintervention
	(1) Wenn Mitglieder des Landtages in der Aussprache über einen Beratungsgegenstand beabsichtigen, Fragen zu einem Redebeitrag zu stellen, melden sie sich hierfür während des Redebeitrages über die Saalmikrofone zu Wort.
	(2) Auf Befragen durch die Präsidentin kann sich der Redner oder die Rednerin mit der Beantwortung von Fragen einverstanden erklären oder dies ablehnen. Die Fragen sind präzise und kurz zu formulieren. Zulässig sind bis zu zwei Fragen des gleichen Mitgliedes des Landtages.
	(3) Die Beantwortung der Fragen wird nicht auf die Rededauer des jeweiligen Redebeitrages angerechnet. Nach Beendigung des Redebeitrages ist die Anmeldung von Fragen nicht mehr zulässig.
	(4) Im Anschluss an einen Redebeitrag kann die Präsidentin das Wort zu einer Kurzintervention von höchstens zwei Minuten erteilen. Der Redner oder die Rednerin darf mit einem Beitrag von höchstens zwei Minuten reagieren. Wortmeldungen sind der Präsidentin bis zum Ende des Redebeitrages durch das Aufheben einer Karte anzuzeigen.
	(5) Falls mehrere Mitglieder des Landtages eine Kurzintervention anmelden, werden sie nacheinander aufgerufen. Wird zusammengefasst erwidert, kann die Präsidentin die Redezeit für die Erwiderung verlängern.
	(6) Die Präsidentin kann die Zulassung einer Kurzintervention oder von weiteren Kurzinterventionen ablehnen, wenn sie den Beratungsgegenstand für erschöpft hält oder der weitere parlamentarische Ablauf eine Nichtzulassung nahe legt.
	(7) Während der Fragestunde sowie einer Regierungserklärung sind Fragen zu einem Redebeitrag sowie Kurzinterventionen nicht zulässig. Anlage 2 Nummer 7 bleibt unberührt.
	Zutrittsrecht und Anwesenheitspflicht der Mitglieder der Landesregierung
	(1) Die Mitglieder der Landesregierung und ihre Beauftragten haben zu den Sitzungen des Landtages Zutritt.
	(2) Jedes Mitglied des Landtages kann die Anwesenheit von Mitgliedern der Landesregierung zu einem bestimmten Beratungsgegenstand beantragen.
	(3) Auf Verlangen mindestens eines Fünftels der anwesenden Mitglieder des Landtages ist ein jedes Mitglied der Landesregierung zur Anwesenheit verpflichtet.
	Rederecht der Mitglieder der Landesregierung
	(1) Die Mitglieder der Landesregierung haben jederzeit Rederecht. Ihnen ist im Falle der Wortmeldung jeweils als Nächstem das Wort, auch außerhalb der Tagesordnung, zu erteilen.
	(2) Ergreift nach Schluss der Aussprache ein Mitglied der Landesregierung zum Gegenstand der Aussprache das Wort, wird die Aussprache wiedereröffnet.
	(3) Ergreift ein Mitglied der Landesregierung außerhalb der Tagesordnung das Wort, wird die Beratung über seine Erklärung eröffnet. In diesem Falle kann jede Fraktion die gleiche Redezeit wie die Landesregierung verlangen. Anträge zur Sache dürfen hierbei nicht gestellt werden.
	Zutrittsrecht und Worterteilung an Dritte
	(1) Der Präsident oder die Präsidentin des Landesverfassungsgerichtes, der Präsident oder die Präsidentin des Landesrechnungshofes, die Landesbeauftragten im Sinne des Artikels 74 der Verfassung des Landes Brandenburg sowie der oder die Vorsitzende des Rates für Angelegenheiten der Sorben/Wenden haben zu den Sitzungen des Landtages Zutritt.
	(2) Die Präsidentin kann dem Präsidenten oder der Präsidentin des Landesrechnungshofes, den Landesbeauftragten im Sinne des Artikels 74 der Verfassung des Landes Brandenburg, dem Chef oder der Chefin der Staatskanzlei für solche Angelegenheiten, die zu dem Aufgabenbereich der Staatskanzlei gehören, in Abwesenheit eines zuständigen Mitgliedes der Landesregierung dessen Staatssekretär oder Staatssekretärin sowie einem Mitglied des Rates für Angelegenheiten der Sorben/Wenden das Wort erteilen. Die Wortmeldung ist der Präsidentin vorher anzuzeigen.
	(3) In der Fragestunde hat jedes Mitglied des Landtages das Recht zu verlangen, dass seine Anfrage von einem Mitglied der Landesregierung beantwortet wird. Dieses Begehren ist der Präsidentin vorher schriftlich anzuzeigen.
	Ordnungsbestimmungen
	Sachruf
	Weichen Redner oder Rednerinnen vom Beratungsgegenstand ab, können sie von der Präsidentin zur Sache gerufen werden.
	Ordnungsmaßnahmen der Präsidentin gegenüber Mitgliedern des Landtages
	(1) Stellt die Präsidentin Ordnungsverletzungen oder Redewendungen fest, die geeignet sind, die parlamentarische Ordnung zu verletzen, dann ruft sie das betreffende Mitglied des Landtages unter Nennung des Namens zur Ordnung. Der Ordnungsruf und der Anlass hierzu dürfen in nachfolgenden Redebeiträgen nicht zum Gegenstand von Erörterungen gemacht werden.
	(2) Ist der Redner oder die Rednerin in derselben Rede dreimal zur Sache oder zur Ordnung gerufen und beim zweiten Mal auf die Folgen eines dritten Sach- oder Ordnungsrufs hingewiesen worden, wird ihm oder ihr von der Präsidentin das Wort entzogen. § 28 Absatz 2 und 3 findet entsprechende Anwendung.
	Ausschließung von Mitgliedern des Landtages
	(1) Wegen gröblicher Verletzung der Ordnung kann die Präsidentin, auch ohne dass ein Ordnungsruf ergangen ist, ein Mitglied des Landtages von der Sitzung ausschließen. Es hat den Sitzungssaal sofort zu verlassen. Ein solcher Ausschluss schließt das Verbot des Aufenthaltes im gesamten Sitzungssaal, einschließlich des Zuschauerraumes und der Pressetribüne, ein. Wird die Aufforderung der Präsidentin nicht befolgt, wird die Sitzung unterbrochen oder geschlossen. Die Präsidentin kann in diesem Falle das betreffende Mitglied des Landtages für bis zu drei weitere Sitzungstage ausschließen.
	(2) Ein Sitzungsausschluss kann auch nachträglich, spätestens in der auf die gröbliche Verletzung der Ordnung folgenden Sitzung ausgesprochen werden, wenn die Präsidentin während der Sitzung eine Verletzung der Ordnung ausdrücklich feststellt und sich einen nachträglichen Sitzungsausschluss vorbehält. Ein bereits erteilter Ordnungsruf schließt einen nachträglichen Sitzungsausschluss nicht aus.
	(3) Weigert sich ein ausgeschlossenes Mitglied des Landtages wiederholt, den Anordnungen der Präsidentin zu folgen, kann die Präsidentin den Ausschluss für bis zu zehn Sitzungstage in Folge festlegen. Die Präsidentin stellt dies bei Wiedereröffnung oder bei Beginn der nächsten Sitzung fest.
	(4) Ausgeschlossene Mitglieder des Landtages dürfen auch an Ausschusssitzungen nicht teilnehmen.
	(5) Versucht ein ausgeschlossenes Mitglied des Landtages, widerrechtlich an den Sitzungen des Landtages oder seiner Ausschüsse teilzunehmen, finden die Absätze 1 und 3 entsprechende Anwendung.
	Einspruch gegen Sachruf, Ordnungsruf oder Ausschließung
	Gegen den Sachruf, den Ordnungsruf oder die Ausschließung von der Sitzung kann das betroffene Mitglied des Landtages bis zum Beginn der nächsten Sitzung schriftlich Einspruch bei der Präsidentin einlegen. Über den Einspruch entscheidet das Präsidium. Der Einspruch hat keine aufschiebende Wirkung.
	Weitere Ordnungsgewalt der Präsidentin
	Die Mitglieder der Landesregierung, ihre Beauftragten, der Präsident oder die Präsidentin des Landesrechnungshofes, die Landesbeauftragten im Sinne des Artikels 74 der Verfassung des Landes Brandenburg sowie der oder die Vorsitzende des Rates für Angelegenheiten der Sorben/Wenden unterstehen der Ordnungsgewalt der Präsidentin.
	Ordnungsmaßnahmen gegenüber der Zuhörerschaft
	Wer im Zuhörerraum Beifall, Missbilligung oder sonstige politische Meinungsäußerung bekundet oder Ordnung und Anstand verletzt, kann auf Anordnung der Präsidentin aus dem Sitzungssaal gewiesen werden. Die Präsidentin kann den Zuhörerraum wegen störender Unruhe räumen lassen.
	Unterbrechung und Schließung der Sitzung
	Entsteht im Landtag Unruhe, kann die Präsidentin die Sitzung unterbrechen oder schließen.
	Gesetzgebungsverfahren, Behandlung der Beratungsgegenstände
	Einbringung von Beratungsmaterialien
	(1) Gesetzentwürfe, Anträge und Entschließungsanträge können von Mitgliedern des Landtages, Fraktionen, Gruppen, der Präsidentin, dem Präsidium oder Ausschüssen eingebracht werden; Artikel 75 und 95 Satz 3 der Verfassung des Landes Brandenburg bleibt unberührt. Sie müssen mit einer den Inhalt kennzeichnenden Überschrift versehen sein. Sie sind zu unterschreiben oder mit einer Signatur zu versehen, die die Urheberschaft zweifelsfrei erkennen lässt. Zeichnungsberechtigt sind:
	1. für die Fraktion jeder oder jede Fraktionsvorsitzende, der Parlamentarische Geschäftsführer oder die Parlamentarische Geschäftsführerin sowie jeder oder jede stellvertretende Fraktionsvorsitzende,
	2. für die Gruppe alle Mitglieder gemeinsam, sofern nicht gemäß § 18 Absatz 3 Satz 2 des Fraktionsgesetzes ein Sprecher oder eine Sprecherin benannt wurde,
	3. für das Präsidium der amtierende Präsident oder die amtierende Präsidentin,
	4. für den Ausschuss der oder die amtierende Ausschussvorsitzende.
	(2) Entschließungsanträge zu einem Beratungsgegenstand können bis zum Ende der Aussprache eingereicht werden. Die Abstimmung bei Anträgen auf Entschließungen zu Gesetzentwürfen erfolgt nach deren Schlussabstimmung, in den übrigen Fällen nach der Abstimmung oder, falls eine Abstimmung nicht erfolgt, nach Schluss der Aussprache. Entschließungsanträge können nicht an einen Ausschuss überwiesen werden.
	(3) Gesetzentwürfe, Anfragen, Anträge, Entschließungsanträge, Beschlussempfehlungen und Berichte der Ausschüsse und sonstige Beratungsmaterialien sind bei der Präsidentin des Landtages schriftlich oder in elektronischer Form einzubringen. Das Nähere hierzu regelt Anlage 9 dieser Geschäftsordnung. Die Beratungsmaterialien werden als Drucksachen an die Mitglieder des Landtages, die Fraktionen, die Gruppen, die Mitglieder der Landesregierung, den Präsidenten oder die Präsidentin des Landesrechnungshofes, die Landesbeauftragten im Sinne des Artikels 74 der Verfassung des Landes Brandenburg sowie den Rat für Angelegenheiten der Sorben/Wenden verteilt und elektronisch zugänglich gemacht. Anträge zum geschäftsordnungsgemäßen Ablauf der Sitzungen sind von dieser Regelung ausgenommen.
	Zurückweisung von Beratungsmaterialien
	(1) Beratungsgegenstände der in § 40 bezeichneten Art soll die Präsidentin zurückweisen, wenn
	1. sie gegen die parlamentarische Ordnung verstoßen,
	2. durch ihren Inhalt offenkundig der Tatbestand einer strafbaren Handlung erfüllt wird,
	3. deren Behandlung einen Eingriff in die richterliche Unabhängigkeit bedeuten könnte.
	(2) Gegen die Entscheidung der Präsidentin ist die schriftliche Beschwerde zulässig. Über die Beschwerde entscheidet das Präsidium.
	Beratungsbeginn und Beratungsverfahren
	(1) Die Beratung von Gesetzentwürfen in erster Lesung soll frühestens am 13. Tag und von allen anderen Beratungsmaterialien (§ 40) frühestens am neunten Tag*) nach der Verteilung oder elektronischen Veröffentlichung der Drucksachen beginnen. Die Beratung von Beschlussempfehlungen und Berichten der Ausschüsse sowie Anträgen mit Wahlvorschlag kann abweichend von Satz 1 am zweiten Tag nach ihrer Verteilung oder elektronischen Veröffentlichung beginnen. Das Nähere regelt Anlage 9 dieser Geschäftsordnung. Wird vor Eintritt in die Tagesordnung von mindestens einer Fraktion oder einem Fünftel der Mitglieder des Landtages Einspruch erhoben, weil die Frist nicht eingehalten wurde, wird der Beratungsgegenstand zurückgestellt.
	(2) Gesetzentwürfe werden grundsätzlich in zwei Lesungen beraten, alle sonstigen Beratungsmaterialien können in einer Lesung erledigt werden.
	(3) Gesetzentwürfe zur Änderung oder Ergänzung des Wortlauts der Verfassung werden in drei Lesungen beraten, ebenso der Entwurf des Haushaltsgesetzes sowie Nachträge dazu.
	(4) Die Abstimmung über Beschlussempfehlungen und Anträge, die Ausgaben mit sich bringen, die im Haushalt nicht gedeckt sind, ist erst zulässig, wenn ihre Beratung im Ausschuss für Haushalt und Finanzen abgeschlossen ist.
	Dringlichkeitsanträge
	(1) Dringlichkeitsanträge sind:
	1. ein Antrag auf Beschlussfassung über ein konstruktives Misstrauensvotum,
	2. ein Antrag des Ministerpräsidenten oder der Ministerpräsidentin, ihm oder ihr das Vertrauen auszusprechen,
	3. ein Antrag auf Abwahl eines Mitgliedes des Präsidiums,
	4. Anträge auf Einsetzung von Untersuchungsausschüssen und Abwahl des oder der Vorsitzenden eines Untersuchungsausschusses,
	5. Anträge auf Herstellung der Immunität.
	(2) Dringlichkeitsanträge sind bevorzugt auf die nächste Tagesordnung zu setzen. Die in Verfassung, Gesetz oder in dieser Geschäftsordnung geregelten Fristen für Anträge gemäß Absatz 1 Nummer 1, 3 und 4 bleiben unberührt.
	Erste Lesung
	(1) Gesetzentwürfe werden in der ersten Lesung begründet und in ihren Grundsätzen beraten.
	(2) Am Schluss der ersten Lesung kann die Überweisung eines Gesetzentwurfes an einen oder mehrere Ausschüsse beschlossen werden.
	(3) Ein Gesetzentwurf hat sich erledigt, wenn sowohl die Überweisung an einen Ausschuss als auch der Gesetzentwurf selbst abgelehnt werden.
	Zweite Lesung
	(1) In der zweiten Lesung wird der Gesetzentwurf im Einzelnen beraten. Sind in den Ausschussberatungen vor der zweiten Lesung Änderungsempfehlungen beschlossen worden, sollen diese dem Gesetzentwurf gegenübergestellt werden.
	(2) Zwischen der ersten und der zweiten Lesung muss mindestens ein Tag liegen, an dem keine Lesung des Gesetzentwurfes stattfindet.
	(3) Auf Beschluss des Landtages kann ein Gesetzentwurf vor der Schlussabstimmung an einen Ausschuss überwiesen werden. Die Überweisung eines Gesetzentwurfes kann auch an einen anderen Ausschuss als den, dem er zuerst vorlag, erfolgen.
	(4) Nach Schluss der Aussprache wird über Annahme oder Ablehnung des Gesetzentwurfes, bei Vorliegen von Änderungsanträgen zunächst über diese abgestimmt. Die Präsidentin kann die Schlussabstimmung bis zur Zusammenstellung und Verteilung der in zweiter Lesung gefassten Beschlüsse aussetzen.
	(5) Werden nach der Schlussabstimmung über einen Gesetzentwurf Druckfehler oder andere offensichtliche Unrichtigkeiten festgestellt, so nimmt die Präsidentin vor der Verkündung im Gesetz- und Verordnungsblatt eine Berichtigung des Wortlautes vor. Erfolgt die Feststellung erst nach der Verkündung, so holt die Präsidentin das Einverständnis des Präsidiums ein. Die Landesregierung erhält Gelegenheit zur Stellungnahme.
	Dritte Lesung
	(1) Eine dritte Lesung findet in den Fällen des § 42 Absatz 3 sowie auf Antrag einer Fraktion oder eines Fünftels der Mitglieder des Landtages statt. Dieser Antrag muss vor Schluss der Aussprache in der zweiten Lesung schriftlich bei der Präsidentin eingereicht werden.
	(2) Zur Vorbereitung der dritten Lesung kann der Landtag die Überweisung des Gesetzentwurfes an einen oder mehrere Ausschüsse beschließen. Die dritte Lesung kann auch unmittelbar nach Schluss der zweiten Lesung oder nach Verteilung des Ausschussberichtes erfolgen, wenn nicht eine Fraktion oder ein Fünftel der Mitglieder des Landtages widerspricht. Auf Verlangen der Antragsteller und Antragstellerinnen ist der Gesetzentwurf an mindestens einen Ausschuss zu überweisen. Absatz 1 Satz 2 findet Anwendung.
	(3) Am Schluss der dritten Lesung wird über die Annahme oder Ablehnung des Gesetzentwurfes abgestimmt. Bei Vorliegen von Änderungsanträgen findet § 45 Absatz 4 entsprechende Anwendung.
	Weitere Lesung
	(1) Eine weitere Lesung ist erforderlich, wenn die Landesregierung oder die Präsidentin des Landtages dies beantragen.
	(2) Der Landtag kann eine zusätzliche Ausschussberatung beschließen. Die Überweisung an den zuständigen Ausschuss kann auch ohne Beschluss des Landtages durch die Präsidentin erfolgen.
	Änderungsanträge
	(1) Änderungsanträge können von jedem Mitglied des Landtages, der Präsidentin, dem Präsidium des Landtages, einer Fraktion, einer Gruppe oder einem Ausschuss gestellt werden, solange die Aussprache zu dem Beratungsgegenstand, auf den sie sich beziehen, noch nicht geschlossen ist. Änderungsanträge müssen schriftlich abgefasst und unterzeichnet oder mit einer Signatur versehen sein, die die Urheberschaft zweifelsfrei erkennen lässt. Das Nähere regelt Anlage 9 dieser Geschäftsordnung. Änderungsanträge zu Änderungsanträgen sind unzulässig.
	(2) Wird ein Beratungsgegenstand an einen oder mehrere Ausschüsse überwiesen, gelten zuvor gestellte Änderungsanträge als mitüberwiesen. § 45 Absatz 4 bleibt unberührt.
	Rücknahme von Gesetzentwürfen und Anträgen
	Wer Gesetzentwürfe oder Anträge einbringt, kann diese bis zur Schlussabstimmung zurückziehen.
	Zustimmungsgesetze zu Staatsverträgen
	Bei der Beratung von Gesetzentwürfen, mit denen die Zustimmung des Landtages zu einem Staatsvertrag erteilt werden soll, sind Beschlussempfehlungen von Ausschüssen und Änderungsanträge nur zum Entwurf des Zustimmungsgesetzes zulässig.
	Berichte über akustische Wohnraumüberwachung
	Berichte über Maßnahmen der akustischen Wohnraumüberwachung, die zum Zwecke der Strafverfolgung durchgeführt werden, nimmt die Parlamentarische Kontrollkommission entgegen. Auf das Verfahren finden die Bestimmungen des fünften Abschnittes des Brandenburgischen Verfassungsschutzgesetzes Anwendung.
	Vorlagen nach der Landeshaushaltsordnung, dem Haushaltsgesetz und sonstige Vorlagen
	(1) Vorlagen im Rahmen des jährlichen Entlastungsverfahrens (Haushaltsrechnung und Jahresbericht des Landesrechnungshofes), Sonderberichte des Landesrechnungshofes über Angelegenheiten von besonderer Bedeutung sowie Beratungsberichte des Landesrechnungshofes werden von der Präsidentin allen Mitgliedern des Landtages und gleichzeitig zur federführenden Beratung und Berichterstattung dem Ausschuss für Haushaltskontrolle und zur Mitberatung dem Ausschuss für Haushalt und Finanzen zugeleitet. Richtet sich ein Bericht an einen Fachausschuss, leitet die Präsidentin den Bericht an diesen Ausschuss zur federführenden Beratung weiter. Bei Bedarf kann der federführende Ausschuss die Stellungnahmen weiterer Ausschüsse einholen.
	(2) Vorlagen im Rahmen des haushaltsrechtlichen Einwilligungsverfahrens überweist die Präsidentin zur Beratung und Entscheidung an den Ausschuss für Haushalt und Finanzen, der bei Bedarf Stellungnahmen weiterer Ausschüsse einholen kann.
	(3) Die Entwürfe der Anmeldungen für die gemeinsame Rahmenplanung nach Artikel 91a und 91b des Grundgesetzes werden von der Präsidentin zur federführenden Beratung und Berichterstattung an den Ausschuss für Haushalt und Finanzen und zur Mitberatung an die zuständigen Ausschüsse überwiesen.
	(4) Soweit der Landtag ganz oder teilweise über die Besetzung nichtparlamentarischer Gremien entscheidet, kann die Präsidentin dem zuständigen Ausschuss entsprechende Vorlagen direkt zuleiten und ihn beauftragen, dem Landtag einen Wahlvorschlag vorzulegen. Das Recht der Mitglieder des Landtages, eigene Anträge mit Wahlvorschlag zu stellen, bleibt davon unberührt.
	(5) Sonstige Vorlagen, die dem Landtag und seinen Ausschüssen zur Unterrichtung vorgelegt werden, sind von der Präsidentin bestimmungsgemäß zu verteilen.
	Berichte der Landesbeauftragten im Sinne des Artikels 74 der Verfassung des Landes Brandenburg
	(1) Die Berichte des oder der Landesbeauftragten für den Datenschutz und für das Recht auf Akteneinsicht und die Stellungnahmen der Landesregierung dazu werden von der Präsidentin allen Mitgliedern des Landtages zugeleitet und gleichzeitig zur Beratung und Berichterstattung an den für Inneres zuständigen Ausschuss überwiesen, der bei Bedarf Stellungnahmen weiterer Ausschüsse einholen kann.
	(2) Berichte des oder der Landesbeauftragten für die Aufarbeitung der Folgen der kommunistischen Diktatur nach § 4 des Brandenburgischen Aufarbeitungsbeauftragtengesetzes werden von der Präsidentin allen Mitgliedern des Landtages zugeleitet und gleichzeitig zur Beratung und Berichterstattung an den Hauptausschuss überwiesen, der bei Bedarf Stellungnahmen weiterer Ausschüsse einholen kann.
	Immunitätsangelegenheiten und Genehmigungen zur Zeugenvernehmungnach § 50 Absatz 3 StPO und § 382 Absatz 3 ZPO
	(1) Das Verfahren in Immunitätsangelegenheiten richtet sich nach der Immunitätsrichtlinie in Anlage 6 dieser Geschäftsordnung.
	(2) Anträge zur Erteilung einer Genehmigung gemäß § 50 Absatz 3 StPO und § 382 Absatz 3 ZPO leitet die Präsidentin an den Hauptausschuss weiter. Der Hauptausschuss gibt dem betroffenen Mitglied des Landtages Gelegenheit zur Stellungnahme. Stimmt der Hauptausschuss der Abweichung von § 50 Absatz 1 StPO und § 382 Absatz 2 ZPO zu, teilt die Präsidentin diese Entscheidung den Mitgliedern des Landtages unverzüglich schriftlich mit. Sie gilt als Entscheidung des Landtages, wenn nicht innerhalb von sieben Tagen nach der Mitteilung von einem oder mehreren Mitgliedern des Landtages schriftlich bei der Präsidentin Widerspruch erhoben wird. Im Falle des Widerspruchs setzt die Präsidentin die Entscheidung des Hauptausschusses als dessen Beschlussempfehlung auf die Tagesordnung der nächsten Sitzung des Landtages. Einer Genehmigung bedarf es nicht, wenn der Termin außerhalb der Sitzungswochen des Landtages liegt.
	Angelegenheiten der Verfassungsgerichtsbarkeit
	(1) Gibt das Bundesverfassungsgericht oder das Verfassungsgericht des Landes Brandenburg dem Landtag in verfassungsgerichtlichen Verfahren Gelegenheit zur Äußerung oder zum Verfahrensbeitritt, überweist die Präsidentin derartige Vorlagen unmittelbar an den Hauptausschuss. Der Hauptausschuss unterbreitet dem Landtag dazu eine Beschlussempfehlung, wenn er einen Verfahrensbeitritt oder eine Äußerung des Landtages für geboten hält. Die Beschlussempfehlung, die auch den Entwurf der Stellungnahme enthält, wird auf die Tagesordnung der nächsten Sitzung des Landtages gesetzt.
	(2) Hält der Hauptausschuss eine Äußerung oder einen Verfahrensbeitritt nicht für geboten, entscheidet er abschließend. Die Präsidentin informiert die Mitglieder des Landtages über den Beschluss des Hauptausschusses. Legt ein Mitglied des Landtages binnen sieben Tagen nach der Unterrichtung schriftlich Widerspruch bei der Präsidentin ein, wird die Entscheidung des Hauptausschusses als Beschlussempfehlung auf die Tagesordnung der nächsten Sitzung des Landtages gesetzt. Nach Abschluss des Verfahrens informiert die Präsidentin das erkennende Gericht über die Entscheidung des Landtages.
	(3) In den Verfahren des einstweiligen Rechtsschutzes kann der Hauptausschuss, wenn der Landtag nach seinem Terminplan bis zu dem durch das erkennende Gericht gesetzten Termin nicht mehr zusammentritt, abschließend über eine Beteiligung des Landtages in diesem Verfahren entscheiden. Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend.
	Große und Kleine Anfragen, Fragestunde und Aktuelle Stunde
	Einbringung von Großen Anfragen
	Große Anfragen an die Landesregierung sind der Präsidentin schriftlich oder in elektronischer Form einzureichen. Das Nähere regelt Anlage 9 dieser Geschäftsordnung. Große Anfragen müssen von einer Fraktion oder mindestens einem Fünftel der Mitglieder des Landtages unterzeichnet sein.
	Behandlung von Großen Anfragen
	(1) Große Anfragen sind schriftlich zu beantworten. Die Präsidentin teilt die Große Anfrage unverzüglich der Landesregierung mit und fordert sie auf, innerhalb von drei Monaten eine schriftliche Antwort zu geben. Eine Fristverlängerung ist mit Einverständnis des Einbringers oder der Einbringerin zulässig. Große Anfragen sowie die Antworten der Landesregierung werden gedruckt, an die Mitglieder des Landtages verteilt und elektronisch veröffentlicht. Große Anfragen sind unverzüglich im Landtag zu behandeln, es sei denn, der Einbringer oder die Einbringerin widerspricht.
	(2) Lehnt die Landesregierung die Beantwortung der Großen Anfrage ab, ist sie zur Beratung auf die Tagesordnung der nächsten Sitzung des Landtages zu setzen, wenn mindestens eine Fraktion oder ein Fünftel der Mitglieder des Landtages es verlangt.
	Kleine Anfragen
	(1) Jedes Mitglied des Landtages kann von der Landesregierung durch Kleine Anfragen Auskünfte verlangen. Kleine Anfragen sind schriftlich oder in elektronischer Form bei der Präsidentin einzureichen. Das Nähere regelt Anlage 9 dieser Geschäftsordnung.
	(2) Die Kleine Anfrage darf sich nur auf einen bestimmten Sachverhalt beziehen. Die zur Erlangung der gewünschten Auskunft angegebenen Tatsachen und gestellten Fragen müssen in kurzer, gedrängter Form formuliert sein.
	(3) Die Anfragen werden gedruckt, an die Mitglieder des Landtages verteilt und elektronisch veröffentlicht. Die Präsidentin übermittelt sie der Landesregierung zur schriftlichen Beantwortung innerhalb von vier Wochen.
	(4) Die Antworten werden zusammen mit den Anfragen gedruckt, an die Mitglieder des Landtages verteilt und elektronisch veröffentlicht. Eine Beratung findet nicht statt.
	(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten entsprechend für Anfragen von Mitgliedern des Landtages an den Landesbeauftragten oder die Landesbeauftragte für den Datenschutz und für das Recht auf Akteneinsicht. Eine Fristverlängerung ist bei Einverständnis des Mitgliedes des Landtages, welches die Frage gestellt hat, möglich.
	Ablehnung der schriftlichen Beantwortung
	(1) Antwortet die Landesregierung nicht innerhalb der vorgesehenen Frist, wird die Kleine Anfrage auf die Tagesordnung der nächsten Sitzung gesetzt und die Landesregierung um mündliche Beantwortung ersucht, es sei denn, das Einverständnis des Fragestellers oder der Fragestellerin zu einer Fristverlängerung liegt der Präsidentin vor. Lehnt die Landesregierung auch die mündliche Beantwortung ab, so hat sie dies nach Aufruf des entsprechenden Tagesordnungspunktes durch die Präsidentin vor dem Landtag zu begründen.
	(2) Gibt die Landesregierung eine mündliche Antwort, kann das Mitglied des Landtages, welches die Frage gestellt hat, das Wort zur Berichtigung oder Ergänzung verlangen; eine allgemeine Aussprache über die Antwort und Anträge zur Sache sind unzulässig.
	Fragestunde und Aktuelle Stunde
	(1) Jedes Mitglied des Landtages ist berechtigt, kurze mündliche Anfragen an die Landesregierung zu richten. Die Einzelheiten des Verfahrens der Fragestunde werden durch die dieser Geschäftsordnung als Anlage 2 beigefügte Richtlinie geregelt.
	(2) Eine Fraktion kann zu einer bestimmt bezeichneten aktuellen Frage der Landespolitik eine Aussprache beantragen. Die Einzelheiten des Verfahrens der Aktuellen Stunde werden durch Anlage 3 dieser Geschäftsordnung geregelt.
	Beschlussfähigkeit und Abstimmungen
	Beschlussfähigkeit des Landtages
	Der Landtag ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte der Mitglieder anwesend ist.
	Anzweiflung der Beschlussfähigkeit
	(1) Die Beschlussfähigkeit kann nur unmittelbar nach Beendigung der Aussprache bis zur Eröffnung der Abstimmung angezweifelt werden. In diesem Falle ist bis zur Feststellung der Beschlussfähigkeit eine Geschäftsordnungsdebatte unzulässig.
	(2) Wird die Beschlussfähigkeit angezweifelt, ist diese durch Namensaufruf oder Zählung der anwesenden Mitglieder des Landtages festzustellen.
	(3) Bei festgestellter Beschlussunfähigkeit kann die Präsidentin die Sitzung für kurze Zeit unterbrechen.
	Schließung der Sitzung bei Beschlussunfähigkeit
	Kann die Beschlussfähigkeit in angemessener Zeit nicht wiederhergestellt werden, hat die Präsidentin die Sitzung zu schließen sowie Zeit und Tagesordnung der nächsten Sitzung zu verkünden. Die Abstimmung wird in der nächsten Sitzung durchgeführt. Ein Antrag auf namentliche Abstimmung bleibt dabei in Kraft.
	Abstimmung
	(1) Nach Schluss der Aussprache teilt die Präsidentin den Abstimmungsgegenstand zusätzlich unter Angabe der Drucksachennummer mit. Sie kann den Abstimmungsvorgang gliedern. Bei Widerspruch gegen den von der Präsidentin vorgeschlagenen Wortlaut des Abstimmungsgegenstandes entscheidet der Landtag. Anschließend eröffnet die Präsidentin die Abstimmung.
	(2) Jedes Mitglied des Landtages kann die Teilung des Abstimmungsgegenstandes beantragen. Werden gegen die Teilung Bedenken erhoben, entscheidet der Landtag. Unmittelbar vor der Abstimmung über diesen Antrag ist der Abstimmungsgegenstand vorzulesen.
	(3) Von der Eröffnung der Abstimmung bis zur Bekanntgabe des Ergebnisses werden Anträge nicht mehr zugelassen und das Wort nicht mehr erteilt.
	(4) Die Präsidentin stellt durch Befragen des Landtages fest, wer für einen Abstimmungsgegenstand ist, wer dagegen ist und wer sich der Stimme enthält.
	Reihenfolge der Abstimmung
	(1) Über Anträge wird in folgender Reihenfolge abgestimmt:
	1. Anträge auf Unterbrechung der Beratung,
	2. Anträge, die ohne die Sache selbst zu berühren, lediglich Vorfragen betreffen, insbesondere Überweisung an einen Ausschuss, Einholung einer Auskunft und dergleichen,
	3. Abstimmungen in der Sache selbst,
	4. Entschließungsanträge.
	(2) Im Übrigen wird über die Anträge in der Reihenfolge ihres zeitlichen Eingangs abgestimmt.
	(3) Bei Geldsummen ist über die kleinere Einnahmesumme und die größere Ausgabesumme, bei Zeitbestimmungen über die längere Zeit zuerst zu entscheiden.
	(4) Verpflichtungsermächtigungen werden wie Ausgabesummen behandelt. Sind einzelne Anträge zu einer Haushaltsstelle in der Gesamtsumme von Anschlag und Verpflichtungsermächtigung gleich, wird über den Antrag zuerst abgestimmt, bei dem der Anschlag höher ist.
	(5) Liegen zur gleichen Haushaltsstelle Anträge vor, von denen einer eine Erhöhung und einer eine Kürzung des Anschlags bezwecken, wird zuerst über die höhere Haushaltsbelastung abgestimmt.
	(6) Änderungsanträge sind vor dem Hauptantrag zur Abstimmung zu bringen.
	Abstimmungsregeln
	(1) Soweit keine anderen gesetzlichen Vorschriften entgegenstehen, wird durch Handheben oder namentlich abgestimmt. Die Mehrheit der abgegebenen Stimmen entscheidet, soweit durch die Verfassung des Landes Brandenburg nichts anderes bestimmt ist. Abweichende Mehrheiten sind nur in der Schlussabstimmung erforderlich. Stimmenthaltungen und ungültige Stimmen zählen bei der Feststellung der Beschlussfähigkeit mit, nicht aber bei Berechnung der Mehrheit.
	(2) Ist das Sitzungspräsidium über das Ergebnis der Abstimmung nicht einig, werden die Stimmen gezählt.
	Namentliche Abstimmung
	(1) Namentliche Abstimmung kann bis zur Eröffnung der Abstimmung schriftlich beantragt werden. Sie findet statt, wenn eine Fraktion oder ein Fünftel der Mitglieder des Landtages es beantragt.
	(2) Die namentliche Abstimmung erfolgt durch Aufruf der Namen der Mitglieder des Landtages. Die Abstimmenden haben bei Namensaufruf mit „Ja“, „Nein“ oder „Enthaltung“ zu antworten. Entstehen Zweifel darüber, ob und wie ein Mitglied des Landtages abgestimmt oder ob es sich der Stimme enthalten hat, befragt die Präsidentin hierüber das Mitglied des Landtages. Erklärt sich ein Mitglied des Landtages nicht, gilt dies als Nichtbeteiligung an der Abstimmung.
	(3) Nach Beendigung des Namensaufrufes fragt die Präsidentin nach, ob ein anwesendes stimmberechtigtes Mitglied des Landtages seine Stimme noch nicht abgegeben hat. Ist dies der Fall, wird das betreffende Mitglied unter Aufruf seines Namens nach seiner Stimmabgabe befragt. Alsdann erklärt die Präsidentin die Abstimmung für geschlossen.
	Unzulässigkeit der namentlichen Abstimmung
	Eine namentliche Abstimmung ist unzulässig bei Beschlussfassung über
	1. Überweisung an einen Ausschuss,
	2. Abkürzung der Fristen,
	3. Tagesordnung,
	4. Unterbrechung der Sitzung,
	5. Unterbrechung oder Schluss der Beratung,
	6. Teilung des Abstimmungsgegenstandes.
	Feststellung des Abstimmungsergebnisses
	(1) Das Ergebnis jeder Abstimmung stellt das Sitzungspräsidium fest. Die Präsidentin verkündet es. Hierbei erklärt sie, ob die Abstimmungsfrage bejaht oder verneint ist. Sie teilt mit, ob Gegenstimmen abgegeben wurden oder ob Stimmenthaltungen zu verzeichnen sind.
	(2) Bei Abstimmungen des Landtages, die einer qualifizierten Stimmenmehrheit bedürfen, hat die Präsidentin durch ausdrückliche Erklärung festzustellen, ob diese Mehrheit zugestimmt hat.
	Persönliche Bemerkungen und Erklärungen zur Abstimmung
	(1) Zu persönlichen Bemerkungen wird das Wort erst nach Schluss der Aussprache, jedoch im Falle einer Abstimmung vor Beginn der Abstimmung erteilt. Das Mitglied des Landtages darf nicht zur Sache sprechen, sondern nur Äußerungen, die in der Aussprache gegen dieses Mitglied gerichtet wurden, zurückweisen oder deutlich gewordene Missverständnisse seiner früheren Ausführungen richtig stellen. Die Redezeit ist auf drei Minuten beschränkt.
	(2) Nach Schluss der abschließenden Abstimmung über einen Beratungsgegenstand kann jedes Mitglied des Landtages eine mündliche Erklärung zu seinem Stimmverhalten, die nicht länger als drei Minuten dauern darf, abgeben. Ausgenommen sind Wahlen, die nach Verfassung oder Gesetz ohne Aussprache vorzunehmen sind, sowie Abstimmungen zu Geschäftsordnungsanträgen.
	(3) Werden die in den Absätzen 1 und 2 genannten Bestimmungen von einem Mitglied des Landtages nicht eingehalten, kann die Präsidentin ihm das Wort entziehen.
	Abstimmungen über Anträge mit Wahl- oder Abwahlvorschlag
	(1) Abstimmungen über Anträge mit Wahl- oder Abwahlvorschlag erfolgen offen, es sei denn, ein Mitglied des Landtages widerspricht. In den Fällen, in denen mehrere konkurrierende Bewerbungen vorhanden sind, ist ebenfalls geheim abzustimmen.
	(2) Die Einzelheiten des Verfahrens bei der Durchführung der geheimen Abstimmung über einen Antrag mit Wahl- oder Abwahlvorschlag werden durch die dieser Geschäftsordnung als Anlage 7 beigefügte Wahlordnung geregelt.
	Mitgliedschaft in Gremien
	Die Mitgliedschaft von Mitgliedern des Landtages in Gremien, in die sie durch Beschluss oder Wahlen im Landtag entsandt wurden, endet, soweit gesetzliche Bestimmungen nicht entgegenstehen, mit der Wahl eines Ersatzmitgliedes, spätestens jedoch 60 Tage nach dem Ende der Wahlperiode. Satz 1 gilt entsprechend für andere Personen, die durch den Landtag in Gremien entsandt wurden.
	Die Ausschüsse und Kommissionen
	Bestellung der Ausschüsse
	(1) Der Landtag bestellt aus seiner Mitte einen Hauptausschuss und weitere Fachausschüsse für die Dauer der Wahlperiode.
	(2) Für bestimmte Aufgaben kann der Landtag Sonderausschüsse einsetzen.
	(3) Die Ausschüsse können mit Zustimmung des Präsidiums aus ihrer Mitte zur Vorbereitung ihrer Beschlüsse Unterausschüsse einsetzen.
	Besetzung der Ausschüsse
	(1) Die Zahl der Mitglieder eines Ausschusses wird auf Vorschlag des Präsidiums vom Landtag beschlossen.
	(2) Die Ausschussmitglieder und stellvertretenden Ausschussmitglieder werden von den Fraktionen bestimmt. Die Fraktionen haben der Präsidentin jede Änderung in der Besetzung mitzuteilen.
	(3) Das Präsidium führt eine Einigung über die Ausschussvorsitze und deren Stellvertretung herbei. Kommt keine Einigung zustande, erfolgt die Verteilung durch Zugriff nach dem Verfahren d’Hondt.*) Der Hauptausschuss, die weiteren Fachausschüsse, die Sonderausschüsse und der Petitionsausschuss bilden eine Folge. Die Ausschüsse wählen ihre Vorsitzenden und deren stellvertretende Vorsitzende aus den vom Präsidium vorgeschlagenen Fraktionen.
	(4) Bei der Einsetzung von Unterausschüssen führt der betreffende Fachausschuss eine Einigung über den Ausschussvorsitz und dessen Stellvertretung herbei. Der oder die Vorsitzende und der oder die stellvertretende Vorsitzende müssen unterschiedlichen Fraktionen angehören. Kommt keine Einigung zustande, erfolgt die Vergabe des Vorsitzes und der Stellvertretung unter den Fraktionen in der Reihenfolge ihrer Stärke.
	(5) Sind der oder die Vorsitzende sowie der oder die stellvertretende Vorsitzende verhindert, geht der Vorsitz in der Reihenfolge der Stärke der Fraktionen nacheinander auf die anderen ordentlichen Mitglieder des Ausschusses über; ausgenommen hiervon sind zunächst die Fraktionen, deren Mitglieder den Vorsitz und dessen Stellvertretung innehaben.
	(6) Die Gruppen benennen ihre Ausschussmitglieder durch Erklärung gemäß § 18 Absatz 3 Satz 1 oder 2 des Fraktionsgesetzes gegenüber dem Präsidium. Das Präsidium weist die Mitglieder den von der Gruppe benannten Ausschüssen zu. Ist eine Zuweisung unter Wahrung der Mehrheitsverhältnisse im Ausschuss nicht möglich, wird die Gruppe angehört, bevor das Präsidium eine andere Zuweisung vornimmt. 
	(7) Ausschussvorsitzende können mit der Mehrheit von zwei Dritteln der Mitglieder des Ausschusses von dieser Funktion abberufen werden. Sie gelten als abberufen, wenn sie von ihrer Fraktion aus dem Ausschuss zurückgezogen werden. Der Ausschussvorsitz ist nach der gemäß Absatz 3 herbeigeführten Einigung beziehungsweise nach der Stärke der Fraktion neu zu besetzen. Die Sätze 1 bis 3 gelten für Unterausschüsse entsprechend.
	(8) Ein fraktionsloses Mitglied des Landtages hat das Recht, in einem Ausschuss mit Stimmrecht mitzuarbeiten. Das Präsidium weist dem fraktionslosen Mitglied des Landtages unter Wahrung der Mehrheitsverhältnisse einen Ausschuss zu. Das fraktionslose Mitglied des Landtages ist vor der Entscheidung anzuhören.
	Aufgaben der Ausschüsse
	(1) Die Ausschüsse werden im Rahmen der ihnen vom Landtag erteilten Aufträge tätig. Innerhalb ihres Aufgabenbereiches können sie sich auch aus eigener Initiative mit einer Sache befassen und dem Landtag Empfehlungen unterbreiten. Empfehlungen im Sinne von Satz 2 sind Gesetzentwürfe, Anträge und Entschließungsanträge.
	(2) Der Hauptausschuss ist federführend zuständig für Verfassungsfragen, Bundesangelegenheiten, die Gestaltung der Beziehungen zwischen Brandenburg und Berlin sowie die Medienpolitik; er behandelt darüber hinaus andere politisch grundsätzliche Angelegenheiten, ihm durch Gesetz übertragene Aufgaben sowie Geschäftsordnungsangelegenheiten grundsätzlicher Art.
	(3) Die Ausschüsse sind zu baldiger Erledigung der ihnen überwiesenen Beratungsgegenstände verpflichtet. Auf Antrag einer Fraktion oder eines Fünftels der Mitglieder des Landtages muss bei Gesetzentwürfen und Anträgen spätestens sechs Monate nach der Überweisung Bericht erstattet oder ein schriftlicher Zwischenbericht gegeben werden. Kann ein Auftrag von einem Ausschuss nicht erledigt werden, gibt er ihn an den Landtag zurück.
	(4) Für das Verfahren der Ausschüsse gelten die Bestimmungen zum Verfahren für die Plenarsitzungen sinngemäß, soweit nichts anderes bestimmt ist.
	(5) Den Vorsitzenden obliegen die Vorbereitung und Leitung der Beratungen der Ausschüsse sowie die Durchführung der Beschlüsse.
	Überweisung an mehrere Ausschüsse
	(1) Wird ein Beratungsgegenstand ganz oder teilweise zugleich an mehrere Ausschüsse überwiesen, ist ein Ausschuss als federführend zu bestimmen. Der federführende Ausschuss kann den mitberatenden Ausschüssen Fristen für die Abgabe ihrer Stellungnahmen setzen. Die mitberatenden Ausschüsse teilen das Ergebnis ihrer Beratungen dem federführenden Ausschuss mit. Dieser kann auch gemeinsame Beratungen anberaumen. Die Abstimmung erfolgt getrennt. Ein Ausschuss kann auch die Stellungnahme eines Ausschusses des Landtages einholen, an den ein Beratungsgegenstand nicht überwiesen wurde.
	(2) Die Berichterstattung obliegt dem federführenden Ausschuss.
	Einberufung und Durchführung der Ausschusssitzungen, Pressekonferenzen der Ausschüsse
	(1) Der oder die Vorsitzende des Ausschusses lädt unter Angabe von Ort und Zeit nach Maßgabe des vom Präsidium festgelegten Sitzungsplanes zur Ausschusssitzung ein. Er oder sie erstellt den Entwurf der Tagesordnung im Benehmen mit den Mitgliedern des Ausschusses. Er oder sie verteilt die Einladung mit dem Entwurf der Tagesordnung an die Mitglieder des Ausschusses, die Präsidentin, die Fraktionen, die Gruppen, die Mitglieder der Landesregierung, den Landesrechnungshof, die Landesbeauftragten im Sinne des Artikels 74 der Verfassung des Landes Brandenburg und den Rat für Angelegenheiten der Sorben/Wenden. Der Ausschuss beschließt zu Beginn der Sitzung über die Tagesordnung. Der Ausschuss kann die Tagesordnung jederzeit ändern; nicht bereits im Entwurf enthaltene Beratungsgegenstände können jedoch nur auf die Tagesordnung genommen werden, wenn kein Mitglied des Ausschusses widerspricht.
	(2) Die Einladung mit Angabe der Tagesordnungspunkte soll den Beteiligten nach Absatz 1 Satz 3 in der Regel mindestens drei Tage vor der Sitzung übersandt werden.
	(3) Gesetzentwürfe, Sachanträge und Änderungsanträge müssen schriftlich eingebracht werden. Anträge auf Empfehlungen im Sinne von § 75 Absatz 1 Satz 2 müssen mindestens drei Tage vor der Sitzung zugeleitet werden.
	(4) Ein Ausschuss ist unverzüglich einzuberufen, wenn ein Fünftel seiner Mitglieder dies schriftlich unter Angabe des Beratungsgegenstandes verlangt.
	(5) In dringenden Fällen kann ein Ausschuss ausnahmsweise während sitzungsfreier Zeiten auf Antrag eines Fünftels seiner Mitglieder einberufen werden, wenn das Präsidium zustimmt.
	(6) Sitzungen der Ausschüsse sind Pflichtsitzungen. Sie finden grundsätzlich am Sitz des Landtages statt. Ausnahmen kann die Präsidentin auf schriftlichen Antrag zulassen.
	(7) Der oder die Vorsitzende des Ausschusses veranlasst die Veröffentlichung der Einladung auf der Internetseite des Landtages.
	(8) Der Ausschuss kann die Öffentlichkeit und die Medien über seine Arbeit unterrichten. An Pressekonferenzen, die auf Beschluss eines Ausschusses abgehalten werden, ist jede Fraktion mit mindestens einem Mitglied zu beteiligen. Entsprechendes gilt für Mitglieder von Gruppen und fraktionslose Mitglieder des Landtages, soweit sie Mitglied in diesem Ausschuss sind. Über den Inhalt seiner Presseerklärungen beschließt der Ausschuss. Die Presseerklärung muss auch die Ansichten der Minderheiten wiedergeben.
	Berichterstattung der Ausschüsse an den Landtag
	(1) Die Ausschüsse können für bestimmte Beratungsgegenstände ein oder mehrere Mitglieder mit der Berichterstattung beauftragen. Die Berichterstattung erfolgt, wenn der Ausschuss nichts anderes beschließt, schriftlich.
	(2) Über Gesetzentwürfe und Anträge, zu denen in den Ausschussberatungen Änderungsempfehlungen beschlossen worden sind, ist schriftlich zu berichten. In besonderen Fällen kann der schriftliche Bericht mündlich ergänzt werden.
	(3) Der Bericht soll eine Beschlussempfehlung an den Landtag enthalten und die Ansichten und Anträge des federführenden Ausschusses darstellen. Er hat die Stellungnahme der Minderheit und der beteiligten Ausschüsse wiederzugeben.
	(4) Den Berichten und Beschlussempfehlungen zum Haushalt sind die Gegenüberstellungen mit den zahlenmäßigen Veränderungen der Einnahmen und Ausgaben (Veränderungsnachweise) beizufügen.
	Teilnahme der Mitglieder des Landtages an Ausschusssitzungen
	(1) In den Ausschüssen hat das ordentliche Mitglied und nur bei dessen Verhinderung ein stellvertretendes Mitglied Rede- und Stimmrecht. Sind auch die stellvertretenden Mitglieder verhindert, kann im Einzelfall die Stellvertretung durch jedes Mitglied derselben Fraktion ausgeübt werden, wenn dies dem oder der Vorsitzenden des Ausschusses angezeigt wird; dies gilt nur für die Ausschüsse, deren Mitglieder gemäß § 74 Absatz 2 bestimmt wurden.
	(2) Ein stellvertretendes Mitglied kann Rederecht beantragen, wenn das ordentliche Mitglied anwesend ist. Mitglieder des Landtages, die dem Ausschuss nicht angehören, können ebenfalls Rederecht beantragen. Werden von ihnen gestellte Anträge behandelt, haben sie beratende Stimme.
	(3) Zur Wahrung der Arbeits- und Funktionsfähigkeit des Ausschusses kann der oder die Vorsitzende im Einzelfall Redezeiten einschränken.
	Öffentliche Sitzungen
	(1) Die Sitzungen der Ausschüsse sind öffentlich, soweit nicht durch Gesetz oder durch diese Geschäftsordnung etwas anderes geregelt ist. 
	(2) Zu den öffentlichen Sitzungen sind Zuhörer und Zuhörerinnen sowie die Vertreter und Vertreterinnen der Medien zugelassen. Die Präsidentin kann in der Hausordnung des Landtages hierzu ein Einlassverfahren vorsehen.
	§ 80a
	Nichtöffentliche Sitzungen
	(1) Der Ausschuss schließt die Öffentlichkeit aus, soweit überwiegende öffentliche oder schutzwürdige private Interessen dies zwingend erfordern. Vom Ausschluss der Öffentlichkeit kann abgesehen werden, wenn der Ausschuss einvernehmlich geeignete Schutzmaßnahmen, wie Anonymisieren oder Pseudonymisieren, beschließt, die die Interessen gemäß Satz 1 hinreichend schützen. Im Übrigen kann der Ausschuss auf Antrag eines Mitgliedes des Ausschusses die Öffentlichkeit mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der anwesenden Mitglieder des Ausschusses ausschließen.
	(2) Äußert ein Mitglied des Ausschusses Zweifel am Vorliegen der Voraussetzungen nach Absatz 1 Satz 1 oder 2 oder wird ein Antrag auf Ausschluss der Öffentlichkeit gemäß Absatz 1 Satz 3 gestellt, berät der Ausschuss hierüber in nichtöffentlicher Sitzung.
	(3) Beschäftigte der Fraktionen, der Gruppen und der Mitglieder des Landtages sowie sonstige Personen haben nach Maßgabe von § 5 Absatz 6 und 8 der Verschlusssachenordnung Zutritt zu nichtöffentlichen Sitzungen gemäß Absatz 1 Satz 1; im Falle eines Ausschlusses der Öffentlichkeit gemäß Absatz 1 Satz 3 haben die Beschäftigten der Fraktionen, der Gruppen und der Mitglieder des Landtages Zutritt, sofern der Ausschuss nichts Abweichendes beschließt. Der Zutritt der Bediensteten der Landtagsverwaltung richtet sich nach einer Richtlinie des Präsidiums.
	(4) Hat der Ausschuss die Öffentlichkeit gemäß Absatz 1 Satz 1 ausgeschlossen oder Maßnahmen gemäß Absatz 1 Satz 2 beschlossen, darf über den Inhalt der Beratungen nichts mitgeteilt werden, was zur Preisgabe schutzwürdiger Daten und Informationen führen würde. Wurde die Öffentlichkeit gemäß Absatz 1 Satz 3 ausgeschlossen, dürfen Beratungsgegenstand und -ergebnis, nicht jedoch die Äußerungen der Sitzungsteilnehmer und Sitzungsteilnehmerinnen und deren Abstimmungsverhalten mitgeteilt werden. Über Presseerklärungen gemäß § 77 Absatz 8 Satz 4 und 5 beschließt der Ausschuss nach Maßgabe der Sätze 1 und 2.
	§ 80b
	Beratung über geheim zu haltende Beratungsgegenstände
	(1) Der Ausschuss beschließt die Geheimhaltung durch Einstufung eines Beratungsgegenstandes in einen Geheimhaltungsgrad nach Maßgabe der Verschlusssachenordnung (Anlage 5), soweit überwiegende öffentliche oder schutzwürdige private Interessen oder gesetzliche Bestimmungen dies erfordern. 
	(2) Äußert ein Mitglied des Ausschusses Zweifel am Vorliegen der Voraussetzungen nach Absatz 1, berät der Ausschuss hierüber unter Beachtung derjenigen Geheimhaltungsvorkehrungen, die denen der in Zweifel gezogenen Einstufung des Beratungsgegenstandes entsprechen.
	(3) Wird über einen in einen Geheimhaltungsgrad eingestuften Beratungsgegenstand beraten, dürfen nur die Ausschussmitglieder oder stellvertretenden Ausschussmitglieder teilnehmen. Sonstige Personen können zur Beratung zugelassen werden, sofern sie nach Maßgabe der Verschlusssachenordnung zum Umgang mit Verschlusssachen dieser Einstufung berechtigt sind; § 82 Absatz 2 Satz 1 bleibt unberührt.
	(4) Über Presseerklärungen gemäß § 77 Absatz 8 Satz 4 und 5 beschließt der Ausschuss unter Beachtung der Belange des Geheimschutzes.
	§ 80c
	Ausschluss eines Mitgliedes des Landtageswegen unerlaubter Preisgabe schutzwürdiger Daten und Informationen
	Gibt ein Mitglied des Landtages in gröblicher Verletzung von § 80a Absatz 4 Satz 1, § 91 Absatz 5 Satz 2, § 92 Absatz 3 Satz 1, § 93 Absatz 2 Satz 1 oder von § 9 Absatz 1 der Datenschutzordnung schutzwürdige Daten oder Informationen preis, kann es für bis zu drei Monate von der Teilnahme an nichtöffentlichen Beratungen des Ausschusses ausgeschlossen werden. Über die Verhängung sowie Dauer und Umfang eines Sitzungsausschlusses entscheidet das Präsidium auf Antrag des Ausschusses. Dem betroffenen Mitglied des Landtages ist zuvor Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben.
	Anhörung von Sachverständigen und Vertretungen betroffener Interessen
	(1) Ein Ausschuss kann beschließen, Sachverständige oder andere Personen, insbesondere soweit sie betroffene Interessen vertreten, mündlich oder schriftlich anzuhören; mitberatende Ausschüsse sind zu beteiligen. Bei überwiesenen Vorlagen ist der federführende Ausschuss auf Verlangen eines Fünftels seiner Mitglieder verpflichtet, dem Verlangen auf Durchführung einer Anhörung zu entsprechen. Die Beschlussfassung ist nur zulässig, wenn ein entsprechender Antrag auf der Tagesordnung des Ausschusses steht; dies gilt nicht für überwiesene Vorlagen. Der Ausschuss soll auch die Anzahl der Anzuhörenden und der Fragen beschließen. Der mitberatende Ausschuss kann beschließen, im Benehmen mit dem federführenden Ausschuss eine Anhörung durchzuführen, soweit dieser von der Möglichkeit einer Anhörung keinen Gebrauch macht und der mitberatende Ausschuss die Anhörung auf Teilfragen der Vorlage, die nur seinen Aufgabenbereich betreffen, beschränkt. Dem federführenden Ausschuss sind Ort und Termin sowie der zu hörende Personenkreis rechtzeitig mitzuteilen.
	(2) Sollen durch Gesetz allgemeine Fragen geregelt werden, die Gemeinden oder Gemeindeverbände unmittelbar berühren, sind die kommunalen Spitzenverbände anzuhören. Im Falle einer grundlegenden Veränderung des Gesetzentwurfes während der parlamentarischen Beratung müssen die kommunalen Spitzenverbände vor der Beschlussfassung erneut die Gelegenheit zur Anhörung erhalten; über das Verfahren entscheidet der oder die Vorsitzende im Einvernehmen mit den Mitgliedern des Ausschusses. Berühren Beratungsgegenstände die Rechte der Sorben und Sorbinnen/Wenden und Wendinnen nach Artikel 25 der Verfassung des Landes Brandenburg, hat der Rat für Angelegenheiten der Sorben/Wenden das Recht, angehört zu werden.
	(3) Eine Anhörung nach Absatz 1 erfolgt grundsätzlich öffentlich. Bei Beratungsgegenständen, mit denen mehrere Ausschüsse befasst sind, kann nur der federführende Ausschuss den Ausschluss der Öffentlichkeit beschließen.
	(4) Den Anzuhörenden sind die Fragen vorher schriftlich mitzuteilen. Der Ausschuss fordert im Regelfall die Anzuhörenden auf, dem Landtag rechtzeitig eine schriftliche Stellungnahme zuzuleiten, sodass die Ausschussmitglieder vor der Sitzung von dieser Stellungnahme Kenntnis nehmen können.
	(5) Eine Anhörung weiterer Sachverständiger in derselben Sache ist nur zulässig, wenn die Mehrheit der Ausschussmitglieder es beschließt.
	(6) Sachverständigen werden die notwendigen Reisekosten entsprechend den Bestimmungen des Bundesreisekostengesetzes erstattet. Anträge auf Reisekostenerstattung sind unter Angabe der Bankverbindung innerhalb eines Monats nach Ende der Sitzung an die Verwaltung des Landtages zu richten.
	Anwesenheitspflicht und Zutrittsrecht
	(1) Ein Drittel der Mitglieder eines Ausschusses kann die Anwesenheit eines jeden Mitgliedes der Landesregierung verlangen.
	(2) Die Mitglieder der Landesregierung und ihre Beauftragten haben zu den Sitzungen der Ausschüsse Zutritt. Mitglieder der Landesregierung haben Rederecht. Der oder die Vorsitzende des Ausschusses kann Beauftragten der Landesregierung das Wort erteilen.
	(3) Die Mitglieder des Landesrechnungshofes und die Landesbeauftragten im Sinne von Artikel 74 der Verfassung des Landes Brandenburg haben zu den Sitzungen der Ausschüsse Zutritt.
	Ausschussprotokoll
	(1) Über jede Sitzung eines Ausschusses wird ein Protokoll angefertigt. Es soll, soweit gesetzliche Bestimmungen oder die Verschlusssachenordnung nichts anderes regeln, mindestens enthalten:
	1. die Tagesordnung,
	2. Beginn und Ende der Sitzung,
	3. die anwesenden Mitglieder des Ausschusses,
	4. eine inhaltliche Wiedergabe der Beratungen, die Abstimmungsergebnisse sowie den vollen Wortlaut der Sachanträge und -beschlüsse als Anlage.
	Bei nichtöffentlichen Sitzungen gemäß § 80a Absatz 1 Satz 3 kann der Ausschuss beschließen, dass, abweichend von Satz 2 Nummer 4, nur die Beschlüsse festgehalten werden. 
	(2) Der Entwurf des Protokolls der Sitzung soll, soweit gesetzliche Bestimmungen oder die Verschlusssachenordnung nichts anderes regeln, spätestens zwei Tage vor der folgenden planmäßigen Ausschusssitzung an die Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder des Ausschusses sowie an das zuständige Mitglied der Landesregierung verteilt werden; für den Umgang mit Protokollentwürfen über nichtöffentliche Sitzungen gemäß § 80a Absatz 1 Satz 1 oder 3 gilt § 80a Absatz 4 Satz 1 oder 2 entsprechend. Der Ausschuss beschließt über die Richtigkeit des Protokolls. 
	(3) Die Landtagsverwaltung nimmt das Protokoll in Verwahrung. Die Verwahrung von Protokollen zu Beratungsgegenständen, zu denen ein Geheimhaltungsbeschluss gemäß § 80b gefasst wurde, richtet sich nach der Verschlusssachenordnung. Einsichtnahme und Veröffentlichung bestimmen sich nach Anlage 11.
	Wahlprüfungsausschuss
	(1) Für den Wahlprüfungsausschuss gilt das Wahlprüfungsgesetz.
	(2) Den Vorsitz erhält die stärkste Oppositionsfraktion; die Stellvertretung erhält die stärkste die Regierung tragende Fraktion.
	Petitionsausschuss
	(1) Für den Petitionsausschuss gilt das Petitionsgesetz.
	(2) Der Petitionsausschuss berät in nichtöffentlicher Sitzung, soweit nicht das Petitionsgesetz die Beratung einer Petition in öffentlicher Sitzung gestattet. Über die schutzwürdigen privaten Daten und Informationen aus Petitionen haben die Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder des Ausschusses Stillschweigen zu wahren; dies gilt auch für die Zeit nach dem Ausscheiden aus dem Landtag. Geheimhaltungsbeschlüsse gemäß § 80b werden nicht gefasst. Eine Einstufung von Petitionen und der dazugehörigen Akten auf der Grundlage der Verschlusssachenordnung erfolgt nicht.
	(3) Beschäftigte der Fraktionen, der Gruppen und der Mitglieder des Landtages sowie sonstige Personen haben keinen Zutritt zu nichtöffentlichen Sitzungen des Petitionsausschusses, soweit der Ausschuss nichts anderes beschließt. Der Zutritt der Bediensteten der Landtagsverwaltung richtet sich nach einer Richtlinie des Präsidiums.
	(4) Beschließt der Petitionsausschuss, dem Landtag eine Petition zur endgültigen Beschlussfassung vorzulegen, oder wird dies von einer Fraktion oder zehn Mitgliedern des Landtages gemäß § 4 Absatz 2 Satz 2 des Petitionsgesetzes beantragt, legt der Petitionsausschuss dem Landtag die Petition verbunden mit einer Beschlussempfehlung vor.
	(5) Abweichend von § 83 Absatz 1 Satz 2 werden im Sitzungsprotokoll des Petitionsausschusses regelmäßig nur die Beschlüsse festgehalten.
	(6) Für Presseerklärungen des Petitionsausschusses gilt § 80b Absatz 4 entsprechend.
	Untersuchungsausschüsse
	Für Untersuchungsausschüsse gilt das Gesetz über die Einsetzung und das Verfahren von Untersuchungsausschüssen des Landtages Brandenburg.
	Kommissionen
	(1) Die Einsetzung und das Verfahren von Enquete-Kommissionen richten sich nach dem Gesetz über die Enquete-Kommissionen des Landtages Brandenburg.
	(2) Die Einsetzung und das Verfahren der Parlamentarischen Kontrollkommission richten sich nach dem Brandenburgischen Verfassungsschutzgesetz.
	(3) Die Einsetzung und das Verfahren der G 10-Kommission richten sich nach dem Gesetz zur Ausführung des Artikel 10-Gesetzes.
	Rat für Angelegenheiten der Sorben/Wenden beim Landtag
	Berufung der Mitglieder und Konstituierung
	(1) Die Präsidentin beruft die nach § 5 Absatz 2 des Sorben/Wenden-Gesetzes gewählten Mitglieder des Rates für Angelegenheiten der Sorben/Wenden spätestens sechs Wochen nach Bekanntmachung des endgültigen Wahlergebnisses in ihr Amt und lädt sie zur konstituierenden Sitzung ein. Sie übernimmt die Sitzungsleitung bis zur Wahl des oder der Vorsitzenden.
	(2) Bis zur Berufung der Mitglieder des Rates für Angelegenheiten der Sorben/Wenden übernimmt dessen Aufgaben der bisherige Rat.
	Aufgaben und Rechte
	(1) Der Rat für Angelegenheiten der Sorben/Wenden wirkt an Entscheidungen, die den Schutz, die Erhaltung und die Pflege der nationalen Identität und das Siedlungsgebiet der Sorben und Sorbinnen/Wenden und Wendinnen betreffen, mit.
	(2) Den Mitgliedern des Rates für Angelegenheiten der Sorben/Wenden sind die Beratungsmaterialien nach § 40 dieser Geschäftsordnung zur Verfügung zu stellen.
	(3) Soweit Angelegenheiten nach Absatz 1 in den Ausschüssen beraten werden, sind die Mitglieder des Rates für Angelegenheiten der Sorben/Wenden berechtigt, an den Sitzungen der Ausschüsse mit beratender Stimme teilzunehmen.
	(4) Stellungnahmen des Rates für Angelegenheiten der Sorben/Wenden zu Gesetzentwürfen, Anträgen oder Entschließungsanträgen sind auf die Tagesordnung des jeweiligen Ausschusses zu setzen.
	Unterstützung durch die Landtagsverwaltung
	Die Landtagsverwaltung unterstützt den Rat für Angelegenheiten der Sorben/Wenden.
	Sonderregelungen nach der Verfassung des Landes Brandenburg
	Verfahren bei der Wahl der Verfassungsrichter und Verfassungsrichterinnen
	(1) Die Aufgaben des Ausschusses gemäß Artikel 112 Absatz 4 Satz 4 der Verfassung des Landes Brandenburg und gemäß § 4 des Verfassungsgerichtsgesetzes Brandenburg werden vom Hauptausschuss wahrgenommen.
	(2) Wird es nach dem Verfassungsgerichtsgesetz Brandenburg erforderlich, den Präsidenten oder die Präsidentin, den Vizepräsidenten oder die Vizepräsidentin oder weitere Verfassungsrichter und Verfassungsrichterinnen zu wählen, hat der Hauptausschuss Vorschläge zur Wahl zu beraten.
	(3) Die Kandidaten und Kandidatinnen für die Wahl in das Verfassungsgericht werden von den Mitgliedern des Hauptausschusses benannt.
	(4) Der Hauptausschuss prüft, ob die vorgeschlagenen Personen die Voraussetzungen der §§ 2 und 3 des Verfassungsgerichtsgesetzes Brandenburg erfüllen. Er fordert von ihnen die Erklärung nach § 3 Absatz 1 dieses Gesetzes an.
	(5) Der Hauptausschuss berät über Angelegenheiten gemäß Absatz 1 nach Maßgabe des § 80a Absatz 1 Satz 1 und Absatz 3 in nichtöffentlicher Sitzung. Die Ausschussmitglieder sind zum Stillschweigen über die ihnen bekannt gewordenen persönlichen Verhältnisse der Vorgeschlagenen sowie über die Erörterungen hierüber verpflichtet.
	(6) Der Hauptausschuss führt eine Einigung über einen gemeinsamen Wahlvorschlag herbei und strebt dabei eine angemessene Vertretung der politischen Kräfte des Landes an. Kommt eine Einigung zustande, unterbreitet der Hauptausschuss dem Landtag einen gemeinsamen Antrag mit Wahlvorschlag.
	(7) Kommt eine Einigung nicht zustande, wählt der Landtag auf Vorschlag der Fraktionen. Dabei ist die angemessene Vertretung der politischen Kräfte des Landes anzustreben. Vor der Wahl hat der Hauptausschuss die Voraussetzungen nach den §§ 2 und 3 des Verfassungsgerichtsgesetzes Brandenburg zu prüfen und die erforderlichen Anhörungen durchzuführen.
	Verfahren bei der Wahl der Mitglieder des Landesrechnungshofes
	(1) Die Aufgaben des Ausschusses gemäß Artikel 107 Absatz 2 Satz 2 der Verfassung des Landes Brandenburg sowie §§ 3 und 4 des Landesrechnungshofgesetzes werden vom Ausschuss für Haushaltskontrolle wahrgenommen.
	(2) Unterbreitet der Präsident oder die Präsidentin des Landesrechnungshofes Wahlvorschläge, leitet die Präsidentin des Landtages diese Vorschläge an den Ausschuss für Haushaltskontrolle weiter.
	(3) Für die Beratungen des Ausschusses für Haushaltskontrolle über Angelegenheiten gemäß Absatz 1 gilt § 91 Absatz 5 entsprechend. Der Ausschuss für Haushaltskontrolle kann unter den Bewerbungen eine Vorauswahl treffen und unterbreitet nach Anhörung der ausgewählten Personen dem Landtag einen Antrag mit Wahlvorschlag. Kommt eine Einigung nicht zustande, wählt der Landtag auf Vorschlag der Fraktionen.
	Verfahren bei der Wahl des oder der Landesbeauftragtenfür den Datenschutz und für das Recht auf Akteneinsicht
	(1) Die Aufgaben des Ausschusses gemäß Artikel 74 Absatz 1 Satz 2 der Verfassung des Landes Brandenburg und § 22 des Brandenburgischen Datenschutzgesetzes werden von dem für Inneres zuständigen Ausschuss wahrgenommen.
	(2) Für die Beratungen des für Inneres zuständigen Ausschusses über Angelegenheiten gemäß Absatz 1 gilt § 91 Absatz 5 entsprechend. Der für Inneres zuständige Ausschuss kann unter den Bewerbungen eine Vorauswahl treffen und unterbreitet nach Anhörung der ausgewählten Pesonen dem Landtag einen Antrag mit Wahlvorschlag. Kommt eine Einigung nicht zustande, wählt der Landtag auf Vorschlag der Fraktionen.
	Verfahren nach Artikel 94 der Verfassung des Landes Brandenburg,sonstige Informationen über Vorhaben der Europäischen Union
	(1) Unterrichtungen der Landesregierung gemäß Artikel 94 der Verfassung des Landes Brandenburg an den Landtag werden nach deren Übermittlung an die Mitglieder des Landtages verteilt.
	(2) Beantragt ein Mitglied des Landtages innerhalb einer Woche nach Verteilung der Unterrichtung schriftlich eine Befassung des Landtages, so übermittelt die Präsidentin die Angelegenheit an den fachlich zuständigen Ausschuss zur Unterbreitung einer Beschlussempfehlung an den Landtag; für Angelegenheiten der Europäischen Union, insbesondere im Rahmen des Subsidiaritätsfrühwarnsystems, ist dies in der Regel der für Europaangelegenheiten zuständige Ausschuss. Der Ausschuss kann im Rahmen seiner Beratung Stellungnahmen anderer Ausschüsse einholen. Für die anschließende Behandlung durch den Landtag gilt die Frist des § 42 Absatz 1 Satz 2.
	(3) In eilbedürftigen Angelegenheiten entscheidet der fachlich zuständige Ausschuss anstelle des Landtages über dessen Stellungnahme. Eilbedürftig sind Angelegenheiten, über die nach dem vom Präsidium festgelegten Terminplan der Landtag nicht mehr rechtzeitig beschließen kann. Die Präsidentin informiert die Mitglieder des Landtages über den Beschluss des Ausschusses.
	(4) Die vom Ausschuss gemäß Absatz 3 getroffene Entscheidung ist abschließend, wenn nicht eine Fraktion oder ein Fünftel der Mitglieder des Landtages innerhalb einer Woche nach der Information im Sinne des Absatzes 3 Satz 3 schriftlich beantragen, die Angelegenheit dem Landtag zur Entscheidung vorzulegen.
	(5) Unterrichtungen der Landesregierung gemäß Artikel 94 der Verfassung des Landes Brandenburg an den für Europaangelegenheiten zuständigen Ausschuss werden nach deren Übermittlung an die Mitglieder des Ausschusses verteilt. Der Ausschuss erarbeitet eine Beschlussempfehlung an den Landtag, sofern ein Mitglied des Ausschusses dies innerhalb einer Woche nach Verteilung der Unterrichtung schriftlich bei dem oder der Vorsitzenden beantragt. Absatz 2 Satz 2 und 3 gilt entsprechend. In eilbedürftigen Angelegenheiten findet das Verfahren gemäß Absatz 3 und 4 Anwendung.
	(6) Sonstige Informationen über Vorhaben der Europäischen Union erhalten die Mitglieder des Landtages und Ausschüsse von der Kontakt- und Informationsstelle des Landtages in Brüssel. Im Rahmen dieser Informationen kennzeichnet die Kontakt- und Informationsstelle die für den Landtag relevanten Themen, bei denen sie eine Befassung im Landtag empfiehlt. Die Präsidentin kann die gekennzeichneten Themen jeweils an den fachlich zuständigen Ausschuss zur Beratung sowie an den für Europaangelegenheiten zuständigen Ausschuss zur Kenntnis übermitteln. Daneben kann jedes Mitglied eines Fachausschusses beantragen, dass dieser Ausschuss ein von der Kontakt- und Informationsstelle übermitteltes Thema behandelt. Der für Europaangelegenheiten zuständige Ausschuss ist von dem oder der Vorsitzenden des Fachausschusses über den Antrag zu informieren. Werden Themen von mehreren Ausschüssen beraten, legt die Präsidentin die Federführung fest. Das Präsidium beschließt allgemeine Regelungen zu den Einzelheiten des Verfahrens und legt dabei auch fest, unter welchen Voraussetzungen der Entwurf der Stellungnahme eines Ausschusses als Stellungnahme des Landtages gilt.
	Niederschrift der Beratungen und Beurkundung ihrer Ergebnisse
	Plenarprotokoll
	(1) Über jede Sitzung des Landtages wird ein Wortprotokoll angefertigt. Die Plenarprotokolle werden gedruckt und an die Mitglieder des Landtages, die Fraktionen, die Gruppen, die Mitglieder der Landesregierung, den Präsidenten oder die Präsidentin des Landesrechnungshofes, die Landesbeauftragten im Sinne von Artikel 74 der Verfassung des Landes Brandenburg sowie den Rat für Angelegenheiten der Sorben/Wenden verteilt. Das Plenarprotokoll enthält:
	1. Inhaltsübersicht,
	2. Wiedergabe alles Gesprochenen,
	3. die Namen der Redner und Rednerinnen,
	4. die zu den einzelnen Gegenständen gefassten Beschlüsse in ihrem Wortlaut mit dem Abstimmungsergebnis,
	5. alle ausdrücklich zur Niederschrift abgegebenen Erklärungen,
	6. die Abstimmungslisten namentlicher Abstimmungen,
	7. die Anwesenheitslisten gemäß § 3 Absatz 3.
	(2) Jeder Redner und jede Rednerin erhält vor dem Druck die stenografisch aufgenommene Niederschrift seiner oder ihrer Rede zur Durchsicht und etwa erforderlichen Berichtigung zugestellt.
	(3) Die gedruckte Rede soll eine getreue Wiedergabe des gesprochenen Wortes sein. Der Redner oder die Rednerin ist daher nur berechtigt, Unrichtigkeiten und sprachliche Fehler zu beseitigen. Berichtigungen dürfen den Sinn der Rede oder ihrer einzelnen Teile nicht ändern.
	(4) Wird die stenografisch aufgenommene und nach Absatz 2 zugestellte Niederschrift nicht innerhalb eines Tages zurückgesandt, wird sie mit dem Vermerk „Von dem Redner/der Rednerin nicht überprüft“ unverändert in Druck gegeben.
	(5) Wird die Berichtigung nach Absatz 2 beanstandet und keine Verständigung mit dem Redner oder der Rednerin erzielt, ist die Entscheidung der Präsidentin einzuholen.
	(6) Die Fraktionen, die Gruppen und die Landesregierung erhalten vor der Prüfung der Reden durch die Redner und Rednerinnen eine vorläufige stenografisch aufgenommene Niederschrift zur internen Unterrichtung. Aus der vorläufigen stenografisch aufgenommenen Niederschrift darf nur von dem Redner oder der Rednerin selbst wörtlich zitiert werden.
	Beschlussprotokoll
	(1) Über jede Sitzung des Landtages wird ein Beschlussprotokoll gefertigt, das von der Präsidentin unterschrieben wird. Es wird an die Mitglieder des Landtages verteilt und gilt als genehmigt, wenn bis Ablauf einer Woche seit der Verteilung kein Einspruch erhoben wird.
	(2) Wird die Fassung des Beschlussprotokolls beanstandet und der Einspruch nicht durch eine Erklärung des in der Sitzung amtierenden Präsidenten oder der in der Sitzung amtierenden Präsidentin behoben, befragt die Präsidentin den Landtag. Wird der Einspruch für begründet erachtet, ist die neue Fassung der beanstandeten Stelle noch während der Sitzung vorzulegen.
	Ausfertigung und Zustellung
	Die vom Landtag gefassten Beschlüsse werden durch die Präsidentin ausgefertigt und, soweit sie Angelegenheiten aus dem Zuständigkeitsbereich der Landesregierung betreffen, dem Ministerpräsidenten oder der Ministerpräsidentin zugestellt.
	Sonstige Bestimmungen
	Verteilung der Parlamentspapiere
	(1) Einladungen, Drucksachen und alle sonstigen Parlamentspapiere gelten als verteilt, wenn sie den Fraktionsgeschäftsstellen zugestellt oder elektronisch veröffentlicht sind. Soweit Mitglieder des Landtages keiner Fraktion angehören, gilt die Verteilung mit Zustellung in das Postfach bei der Geschäftsstelle des Landtages als vorgenommen. Das Nähere regelt Anlage 9 dieser Geschäftsordnung.
	(2) An einem Sitzungstag gelten die Drucksachen als zugestellt, wenn sie den Mitgliedern des Landtages auf ihre Plätze gelegt wurden.
	Mitteilungen der Präsidentin
	(1) Zur Unterrichtung der Mitglieder des Landtages gibt die Präsidentin offizielle Mitteilungen heraus.
	(2) Eingaben zu allgemeinen Belangen, die der Präsidentin schriftlich zugegangen sind, werden, soweit sie keine Petitionen und nach Inhalt und Form dazu geeignet sind, den Mitgliedern des Landtages von der Präsidentin als Zuschriften bekannt gegeben.
	Abweichungen von der Geschäftsordnung
	Abweichungen von den Vorschriften der Geschäftsordnung sind unzulässig, wenn mindestens fünf Mitglieder des Landtages widersprechen. In den Ausschüssen und anderen parlamentarischen Gremien sind Abweichungen im Einzelfall nur zulässig, soweit sie sich innerhalb des Aufgabenkreises des jeweiligen Gremiums bewegen und kein Mitglied des Gremiums widerspricht.
	Auslegung der Geschäftsordnung
	Über die Auslegung der Geschäftsordnung entscheidet in Einzelfällen das Präsidium. Eine grundsätzliche, über den Einzelfall hinausgehende Auslegung entscheidet der Hauptausschuss.
	Fristenberechnung
	Bei Fristen, die nach Tagen berechnet werden, wird der Tag der Verteilung der Drucksachen nicht mitgerechnet. Fällt der letzte Tag einer Frist auf einen Sonnabend, Sonntag oder einen Feiertag, tritt an seine Stelle der folgende Werktag.
	Eilverfahren im Präsidium und in den Ausschüssen
	(1) Bei besonderer Eilbedürftigkeit können Angelegenheiten im Ausnahmefall im Eilverfahren behandelt werden.
	(2) Jedem Mitglied des Präsidiums oder eines Ausschusses ist dazu einzeln die entsprechende Vorlage schriftlich zu übermitteln, einschließlich einer Fristsetzung für Rückäußerungen. Die Frist soll mindestens 48 Stunden betragen.
	(3) Rückäußerungen haben schriftlich zu erfolgen. Im Falle einer nicht fristgemäßen Rückäußerung gilt dies als Ablehnung.
	(4) Beantragt ein Mitglied des Präsidiums oder eines Ausschusses Änderungen zu einer Vorlage, gilt die Zustimmung als nicht erteilt. Die Entscheidung über die Änderungen und die Vorlage insgesamt sind bis zur nächsten Sitzung des Präsidiums oder des Ausschusses auszusetzen.
	(5) Die Präsidentin oder der oder die Vorsitzende des Ausschusses informiert über das Ergebnis des Eilverfahrens in der nächsten Sitzung des Präsidiums oder des Ausschusses.
	Behandlung unerledigter Beratungsmaterialien am Ende der Wahlperiode
	Am Ende der Wahlperiode gelten alle Beratungsmaterialien (§ 40 dieser Geschäftsordnung) als erledigt. Dies gilt nicht für plebiszitäre Verfahren nach den Artikeln 76 bis 78 der Verfassung des Landes Brandenburg und für Petitionen.
	Inkrafttreten
	Diese Geschäftsordnung tritt am 1. April 2015 in Kraft.
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